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Voraussichtlich in den Jahren 1974 oder 1975 werden die TH Darm­
stadt und die Fachhochschule Darmstadt zur Gesamthochschule 
vereinigt. Zur Fachhochschule sind zusammengefaßt:

#  die Staatliche Ingenieur-Schule für Bauwesen Darmstadt,

0  die Staatliche Ingenieur-Schule für Maschinenwesen Darmstadt,

#  die Staatliche Chemieschule Darmstadt, 
das Pädagogische Fachinstitut Jugenheim,

#  die Staatliche Höhere Fachschule für Sozialpädagogik Darm­
stadt (siehe Seite 14).

Die darmstädter Werkkunstschule soll direkt an die TH angeglie­
dert werden (siehe Seite 12).

Um die darmstädter Studenten allmählich auf den Zusammenschluß 
vorzubereiten, um sie rechtzeitig mit den Problemen ihrer Kommili­
tonen und den Verhältnissen an deren Schulen vertraut zu machen, 
wird die dsz weiterhin über die TH, zusätzlich aber auch über die 
Fachhochschule und die Werkkunstschule berichten.

Wie notwendig eine Vorbereitung auf den Zusammenschluß zur 
Gesamthochschule ist, zeigt sich zur Zeit bei der Fachhochschule: 
Weder Dozenten noch Studenten der verschiedenen Schulen sind 
in der Lage, sich darauf einzustellen, daß sie in Zukunft zu einer, 
eben zur Fachhochschule gehören. Damit sich das möglichst bald 
ändert, wird bis auf weiteres an der Fachhochschule neben der 
dsz eine eigene Studentenzeitung erscheinen: AKTUELL.

Die Redaktionen von AKTUELL und dsz wollen so eng wie mög­
lich Zusammenarbeiten. Die Aufgabe der dsz ist es dabei, beson­
ders über die Themen zu schreiben, die für alle darmstädter Stu­
denten von Interesse sind.

Die „darm städter Studentenzeitung“ erscheint zweimal im V ierte ljahr. Herausgeber 
und Verleger: Studentenschaft der TH Darmstadt (Körperschaft des öffentlichen 
Rechts) 61 Darmstadt, Hochschulstraße 1, Telefon 16 2517.
Verantwortlich: Martin Burgheim
Verkaufspreis: DM 0,60, Hochschulangehörige DM 0,30; Jahresabonnement incl. Post­
zeitungsversand DM 6,00 (Ausland DM 7,70). Konto: Dresdner Bank Darmstadt 31240. 
Anzeigen: Jan Kettmann, 61 Darmstadt, Rheinstraße 67, Tel. 8 55 43. Konten: S tadt­
sparkasse Darmstadt 10000 335, Postscheckamt Ffm 80597.
Satz und Druck: Ph. Reinheimer, Darmstadt.
Nachdruck — auch auszugsweise — nur m it Genehmigung der Redaktion.
Für unverlangt eingesandte Bücher, M anuskripte und Fotos w ird keine Haftung 
übernommen. dpa-B ilder auf den Seiten 17, 21, 24, 26.

Das Papier fü r den Innenteil ist eine Spende der Firma E. Holtzmann &. Cie. AG, 
W eisenbachfabrik.
Für den Umschlag wurde holzfrei W indmühle O rig ina l Kunstdruckpapier verwendet; 
es ist eine Spende der Papierfabrik August Köhler.

Beilagenhinweis
Der gesamten Auflage lieg t ein Prospekt der Deutschen Verlags-Anstalt, S tuttgart, 
bei („B ild  der W issenschaft“ ).
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Informatik und kein Ende

Dienstaufsichtsbeschwerde
gegen
Informatik-Professoren?

Im Herbst 1968 wurde im damaligen Bun- dungsausschuß Inform atik (GAI), hätte 
desm inisterium für wissenschaftliche For- einer Verw irklichung dieses progressiven 
schung beschlossen, an den deutschen Plans nichts im W ege gestanden, zumal 
Hochschulen ein Studium der Com puter die Landesregierung bereit war, die In­
science (W issenschaft vom Bau und von form atik über die Bundesmittel hinaus zu 
Umgang mit elektronischen Datenverar- unterstützen, um die Einführung dieses 
beitungsanlagen, zu deutsch „In fo rm atik “ ) Modellstudium s zu gewährleisten, 
einzurichten und massiv m it Geld zu
unterstützen. Prof. Piloty, der schon da- Die konservativen Inform atikprofessoren 
mals dem überregionalen „Fachbeirat fü r P iloty und W edekind befürchteten jedoch 
Datenverarbeitung“ im M inisterium  an- wögen der D ritte lparitä t, daß Studenten 
gehörte, begann sofort in Darmstadt m it und Assistenten die Realisierung des 
einer Senatskommission Inform atik die Memorandums per Stimmenmehrheit 
A rbe it an einer Studienkonzeption. Nach zwingen könnten, woran ihnen nicht g ^ ^  
hartnäckigen Kämpfen der Studenten- legen war, da dies ihre M achtposition in 
und A ssistentenvertre ter legt diese Korn- Sachen Inform atik entscheidend ge- 
mission im Sommer 1969 ein Memoran- schwächt hätte. Sie boykottieren die W ei- 
dum vor, das richtungsweisend für die terarbe it des Ausschusses durch ihren 
Inform atik im ganzen Bundesgebiet hätte Auszug und erpresserische Forderungen, 
sein können: Die Chance eines völligen und da die Assistenten nicht bereit wa- 
Neubeginns einer Studienrichtung sollte ren, die Inform atik notfa lls auch ohne 
dazu genutzt werden, kompromißlos die Professoren zu machen, lag die A rbe it 
Erkenntnisse der modernen Hochschul- an der Einführung des Inform atik-S tu- 
d idaktik zu verw irklichen. diums fast ein halbes Jahr still.

Die an Skandalen reiche Geschichte 
der Einrichtung eines Informatik- 
Studiums an der THD wird mög­
licherweise ihren vorläufigen Höhe­
punkt erfahren in einer Dienstauf­
sichtsbeschwerde gegen einen oder 
mehrere der professionellen Infor­
matik-Macher an der THD, die Pro­
fessoren Piloty (Nachrichtenverar­
beitung), Beck (Theoretische Kern­
physik) und Wedekind (Betriebs­
wirtschaftslehre). Zur Klärung eini­
ger Merkwürdigkeiten setzte der 
Senat in seiner Sitzung am 23. No­
vember eine Untersuchungskom­
mission ein, die sich mit der Praxis 
des Gründungsausschuß Informatik 
bei der Besetzung der beiden Ko- 
ordinatoren-Stellen für die Infor­
matik befassen soll.

W esentliche Punkte des Memorandums 
waren:

*  keine Massenvorlesungen, 
sondern Gruppenstudium

* keine punktuellen Prüfungen, 
sondern stud ienbegle itende Lernkon­
tro lle

*  kein autoritärer Studienplan, 
sondern weitgehende W ahlfre ihe it im 
zweiten Studienabschnitt

* keine undurchführbare und ungerechte 
Leistungsdifferenzierung in sechs Stu­
fen,
sondern Boole ’sche Noten 
(bestanden — nicht bestanden)

* keine Trennung von Lehre und For­
schung,
sondern aktive M itarbe it von Studen­
ten an Forschungsvorhaben

* keine individuellen G raduierungsarbei­
ten,
sondern kollektive Studien- und D i­
plom arbeiten m it M itbestimmungsrecht 
über die Beurteilung

*  keine großen Hörsäle in der Raum­
planung,
sondern einen A rbe itsplatz fü r jeden 
Studenten.

Nach der Verabschiedung des Memoran­
dums durch den Senat und der Einfüh­
rung der D ritte lpa ritä t in allen wichtigen 
Hochschulgremien, so auch im Grün-

Koordinatoren als Ausweg

Nachdem der Assistentenrat seine falsche 
Politik  endlich eingesehen hatte, ergab 
sich fo lgender Ausweg:
Zwei hochdotierte S tellen sollten auf Ze it 
m it fähigen Organisatoren aus Industrie 
und/oder Hochschule besetzt werden, die 
finanziell und institu tionell unabhängig 
von den etablierten In fo rm a tik -O rd ina ria ^^  
den Aufbau des Fachbereichs In fo rm a tra^ 
betreiben sollten. Die Bew illigung der 
S tellen wurde vom Land zum 1. April 
bew irkt und die Ausschreibung erfo lgte 
Anfang April. Inzwischen war allerdings 
in der Hochschule ein rechtloser Zustand 
eingekehrt, der auch der D ritte lparitä t 
im GAI ein Ende bereitete. Die O rdina­
rien W edekind und Piloty hatten w ieder 
Oberwasser und versuchten, auf eine der 
Koordinatorenstellen einen ihnen geneh­
men Bewerber, Dr. Zürneck, zu setzen. 
Dies wurde jedoch durch eine gezielte 
„Ind iskre tion" der Studenten verhindert.
Ein Versuch, durch einen Beschluß des 
GAI die E instellung zweier Bewerber 
(Graßmugg und Werkmann) zu erzwin­
gen, die auch den Studenten annehmbar 
erschienen, scheiterte am W iderstand des 
inzwischen w ieder etablierten Ordinarien- 
Senats. Der Senat setzte, um allen 
Schwierigkeiten aus dem W eg zu gehen, 
einen GAI ein, der im Verhältnis 5:3:2 
unter Einschluß der Informatik-Eminenzen 
Piloty und W edekind besetzt ist.



Hintertreibung des Koordinatorenkonzepts

Die konservativen Ordinarien, in deren 
Lager inzwischen auch der bislang liberal 
taktierende Ex-Prorektor Beck überge­
laufen war, verschleppten nun die K o­
ordinatoreneinstellung weiter. Sie hatten 
erkannt, daß ein geschickter, unabhängi­
ger O rganisator ihren Einfluß auf die Ge­
staltung des Inform atik-S tudium s ent­
scheidend einschränken könnte, zumal es 
sich bei den verbliebenen Bewerbern 

|(nachdem der Professorenkandidat Zür- 
r neck die Lust verloren hatte) um konse­
quente Befürworter des Memorandums 
handelte. In Unkenntnis d ieser H in ter­
gründe beschloß jedoch der Senat am 
6. 7. 1970 endlich die Einstellung von 
Graßmugg als Inform atik-Koord inator. 
Dieser Senatsbeschluß wurde nun vom 
Professoren-GAI, da er ihnen überhaupt 
nicht ins Konzept paßte, vö llig  ignoriert 
und sogar als „Panne“ h ingestellt. An­
statt den Beschluß auszuführen, wurde im 
GAI berichtet, der Senat habe die Ko- 
ord inatoren-Angelegenheit an den Aus­
schuß zurückverwiesen. Daraufhin e inigte 
man sich auf eine neue Ausschreibung, 
die den Einfluß, die Q ualifikation sowie 
die Bezahlung der Koordinatoren stark 
einschränkte („m ehr Verw altungstätig­
k e it“ ). Die Ordinarien hofften, auf diese 
Weise eine lästige Konkurrenz bei der 
Errichtung einer O rd inarienfakultät alten 
Stils auszuschalten. Die Ausschreibung 
erfo lg te  hochschulintern, die alten Kan­

d id a te n  wurden gefragt, ob sie ihre Be­
werbung aufrechterhalten. Daraufhin zog 
zunächst Werkmann seine Bewerbung 
zurück. Aus seinem Brie f an Prof. Beck: 
0  Die je tz ige Stellenbeschreibung hat 

m it der alten nichts mehr gemeinsam. 
Vor allem scheint mir die Anbindung 
der Koordinatoren an Prof. Piloty zu 
offensichtlich. Absicht zur Schaffung 
der beiden Koordinatorenstellen war 
es aber gerade, notfa lls auf die M it­
arbe it von Professoren (zumindest 
zeitweise) zu verzichten. Nach der 
je tzigen Stellenbeschreibung wird dies 
nicht möglich sein und ist sicherlich 
auch nicht mehr gewollt.
Ich befürchte sehr, daß von dem sei­
nerzeitigen Memorandum zur Grün­
dung der „In fo rm a tik “ , dem auch die 
Professoren zugestimmt hatten, nichts 
mehr übrig bleiben wird. So wie es 
je tz t aussieht, wird lediglich eine 8. 
Fakultät in Darmstadt gegründet; 
durch nichts von den anderen unter­
schieden, m it all den Schwächen der 
anderen.

Zum Aufbau des Fachbereichs Informatik sucht die

Technische Hochschule Darmstadt 

2 Koordinatoren
für folgende Aufgabengebiete:

A. Wissenschaftlicher Aufbau des Fachbereichs. Planung in den Bereichen: 
Personal, Rechner und Peripherie, Studiengänge. Zusammenarbeit mit Infor­
matik-Fachbereichen anderer Universitäten.

B. Haushalts- und Verwaltungsplanung für die Entwicklung des Fachbereichs. 
Bauplanung. Verhandlungen mit Dienststellen; Koordination mit Nachbar- 
Fachbereichen.

Anforderungen:
A. Abgeschlossenes Hochschulstudium. Fundierte Kenntnisse und Erfahrung 

auf dem Gebiet der Computer Science.
Spätere öbernahme in den Forschungsbereich möglich.

B. Abgeschlossenes Hochschulstudium, möglichst Promotion. Erfahrung im 
Universitätsbereich.

Vergütung außertariflich (bis zu Bezügen nach H 4 Hess. 
Angestelltenverhältnis.

Bes.Ges.) im

Die Stellen sind ab 1. 4. 1970 verfügbar und sollten baldmöglich besetzt 
werden.
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen werden bis zum 31. 3. 1970 an den 
Rektor der Technischen Hochschule Darmstadt, 61 Darmstadt, Hochschulstr. 1, 
erbeten.

Erste Ausschreibung für die Koordinatenstellen

Koordinators

Zum Aufbau des Fachbereichs Informatik ist an der TECHNISCHEN HOCHSCHULE
DARMSTADT die Stelle eines

zu besetzen. Der Stelleninhaber soll den Gründungsausschuß und später den 
Fachbereich bei folgenden Aufgaben unterstützen:

Planungsperspektiven für den stufenweisen Aufbau des Fachbereichs; Raumpla­
nung und Kapazitätsberechnung; Verwaltungsorganisation; Erstellung von Ent- 
scheidungs- und Informationsunterlagen; Studien- und Prüfungsberatung.

Anforderungen: Abgeschlossenes Hochschulstudium. Erfahrung in Planungs- bzw. 
Organisationsaufgaben, möglichst im Universitätsbereich. Kenntnisse über TS- 
Rechenanlagen und deren Einsatz sind erwünscht.

Die Stelle ist sofort besetzbar. Vergütung außertariflich im Angestelltenverhältnis. 
Bewerbungen mit Ausbildungs- und Tätigkeitsnachweis werden innerhalb von vier 
Wochen an den Herrn Rektor der Technischen Hochschule, 61 Darmstadt, Hoch­
schulstraße 1, erbeten.

Dritte Ausschreibung für die Koordinatorenstelle(n), nachdem sich auf die zweite 
(hochschulinteme) niemand gemeldet hatte
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Kandidat Graßmugg, Bremser Wedekind

. . . Nun muß ich sowohl aus der 
Prozedur, die um die Besetzung der 
Koordinatorenstellen gemacht wurde, 
und deren zeitlichem Verlauf, als auch 
aus einigen anderen Informationen 
schließen, daß es heute disqualifizie­
rend naiv wäre, mit diesen Vorstel­
lungen eine Koordinatorenstelle an­
zunehmen. Eines der entscheidenden 
Fakten ist doch, man will gar keine 
kompetenten und institutionell eini­
germaßen abgesicherte Koordinatoren: 
Das geht unter anderem aus dem 
Vergleich der ersten und der zweiten 
Ausschreibung hervor. . .

Das schließe ich auch aus der Unter­
drückung des Senatsbeschlusses über 
meine Einstellung; man hätte Ende 
Juni weiter sein können als jetzt. 
Sie, sehr geehrter Herr Professor, 
haben mir am Tage, als die neue Aus­
schreibung herauskam, gesagt, der 
Senat hätte ein Junktim zwischen 
Herrn Zürneck und mir beschlossen, 
daher auch die Neuausschreibung. Das

Senatsprotokoll liest sich anders, 
außerdem wurde meine Einstellung 
im vertraulichen Teil beschlossen, 
nachdem Herr Zürneck im öffent­
lichen Teil seine Ablehnung schon 
deutlich gemacht hatte. . .

Zusammenfassend muß ich sagen: 
Gemäß meinen eigenen Erfahrungen 
und den Informationen, die mir zu­
gänglich waren, erscheint es mir un­
wahrscheinlich, daß an der THD zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt ein Fachbe­
reich Informatik geschaffen werden 
kann, der sich in nennenswerter 
Weise unterscheidet von den 15 ande­
ren, die gegenwärtig im deutschen 
Sprachbercich im Aufbau begriffen 
sind. Der Aufbau einer derartig kon­
ventionellen Fakultät lohnt mir (sub­
jektiv) nicht die zwei Jahre inten­
sivster Arbeit — die es nach der ersten 
Ausschreibung gewesen wären, und 
noch weniger die Hilfsarbeiten gemäß 
der „Fakultätsassistentenausschrei­
bung“. . . (aus dem Absagebrief des 
Kandidaten Graßmugg)

Graßmugg hatte inzwischen aus d ritte r 
Hand von dem Senatsbeschluß über seine 
Einstellung erfahren, der ihm vom GAI, 
speziell von den Herren W edekind und 
Beck, in mehreren Telefongesprächen 
verschwiegen wurde. In einem A ntw ort­
brief macht er deutlich, daß unter diesen 
Umständen, die gekennzeichnet sind 
durch den Versuch, durch Verschleppung 
und Mauscheleien fähige Bewerber um 
die Koordinatorenstellen auszuschalten, 
für ihn keine M itarbe it an der Darm-^_ 
Städter Informatik in Frage komme.

Stunk im Senat

Angesichts dieser S ituation platzte den 
Assistentenvertretern im Senat w ieder 
einmal der Kragen, allerd ings — wie 
schon so oft in Sachen Inform atik — zu 
spät. Axel Azzola brachte in der Senats­
sitzung am 23. 11. 1970 den Antrag ein, 
die Machenschaften der Herren Piloty, 
Beck und W edekind m it H ilfe  eines 
Überprüfungsausschusses des Senats zu 
durchleuchten, um herauszufinden, wer 
der eigentlich Verantwortliche fü r die 
Mißachtung des Senatsbeschlusses über 
die E instellung von Graßmugg und die 
Verschleppung und Verhinderung der 
Koordinatorenbesetzung überhaupt ist.
Die bekannt wankelmütige und schizo­
phrene Politik  der Assistenten führte 
dann dazu, daß Azzola seinen Antrag 
w ieder zurückzog, nachdem der Senat 
die Einsetzung einer Ü berp rü fungskom -^^ 
mission zwar beschlossen hatte, a b e i^ ^  
außerstande war, einen O rdinarienvertre­
te r fü r sie zu benennen. Nun war aber 
die M ehrheit der Senatsm itglieder he ll­
hörig geworden; wenn nämlich die Vor­
würfe Azzolas und der Studenten (im 
übrigen schon veröffentlicht in einem 
AStA-ln fo  vom 18. September!) stimmen, 
lieg t eine Dienstaufsichtsbeschwerde ge­
gen die Verantwortlichen in der Luft. Die 
Kommission b le ib t also eingesetzt, die 
personelle Besetzung wurde auf die 
nächste Senatstagung vertagt.

Düstere Aussichten

W ährenddessen wandern die Inform atik­
studenten aus Darmstadt ab. M it gutem 
Grund: Das bisher angebotene Über­
gangsstudium innerhalb der Fakultät für 
E lektrotechnik entspricht weder in den 
Arbeitsform en noch in den Lehrinhalten 
den Ansprüchen, die im Inform atik-M e­
morandum form uliert wurden. Darüber- 
hinaus konnte der Plan, im W intersem e-
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Eins rechts, 
eins links
Ergebnisse der Wahlen zum Studentenparlament

Bremser Beck

ster 1970/71 voll m it den Lehrveranstal­
tungen für das eigentliche Informatik- 
Studium (Abschluß: D iplom -Inform atiker) 
zu beginnen, wegen des Professoren- 
Hickhacks im GAI und der unkoordin ier­
ten A rbe it der O rdinarien nicht einge­
halten werden; die Professoren- und 

^^A ss is ten ten-S te llen , die schon seit dem 
^ ^ P l.  Juli zur Verfügung stehen, wurden nicht 

besetzt. Lediglich das Mathematische In­
stitu t der Fakultät Mathematik/Physik, 
dem fü r die Durchführung der Mathema­
tik-Veranstaltungen fü r die Inform atiker 
einige Stellen für ein Gruppenstudium 
ausgeliehen wurden, hat den Lehrbetrieb 
aufgenommen und hält sich dabei sogar 
an das Memorandum.
Durch die persönlichen Machtansprüche 
der reaktionären Ordinarien wurde die 
Chance vertan, mit der Inform atik in 
Darmstadt ein M odell-Studium  zu schaf­
fen, das fü r andere Fakultäten ein Vor­
bild hätte sein können. D iejenigen, die 
durch ihre Beziehungen und durch ihre 
wissenschaftlichen Interessen dazu prä­
destin iert gewesen wären, die Entwick­
lung der Inform atik in Darmstadt voran­
zutreiben, haben sie schließlich verh in­
dert.
Ein Rat an die betrogenen Darmstädter 
Inform atik-S tudenten: Geht nach Karls­
ruhe oder München! Die einzige A lte rna­
tive  ist, P iloty und W edekind zum Teufel 
zu jagen.

Groß war die Auswahl nicht, als die S tu­
denten der TH vom 24. bis 26. 11. das 
neue Studentenparlam ent wählen durften. 
93 Kandidaten bewarben sich um 69 Sitze. 
Und auch der Andrang der W ähler war 
nicht überwältigend: 2607 gingen an die 
Urnen. Das sind rund 40°/o (genau läßt 
es sich noch nicht ausrechnen, da die 
endgültige Zahl der im W intersem ester 
im m atrikulierten Studenten noch nicht be­
kannt ist); immerhin 7°/o mehr als voriges 
Jahr.

Müder „Wahlkampf“

Der W ahlkampf, wenn man davon über­
haupt sprechen w ill, ve rlie f ruhig. Die 
Vollversammlungen der Fachschaften wa­
ren kaum besucht; o ft kamen nur Vertre­
te r der beiden extremen Gruppen nebst 
e in iger Sympathisanten: RCDS- und MLH- 
beziehungsweise Basisgruppenm itglieder. 
Die Masse, um deren Stimmen geworben 
werden sollte, b lieb zuhause.
Zum ersten Mal wurde vom W ahlaus­
schuß eine W ahlzeitung herausgegeben. 
Die Möglichkeit, dort einen kurzen Pro­
grammtext abdrucken zu lassen, nutzte 
nur die Hälfte der Kandidaten, und selbst 
diese Texte waren zu einem guten Teil 
kurz und nichtssagend. Immerhin, die 
meisten Kandidaten stellten sich im Foto 
vor. Das zahlte sich aus: 11 der 17 Kan­
didaten, die auch ein Bild fü r überflüssig 
hielten, wurden nicht gewählt.
Außerdem hatte der Wahlausschuß die 
politischen Hochschulgruppen aufgefor­
dert, zusätzlich zu den Programmen ihrer 
Kandidaten eine Erklärung abzugeben. 
Basisgruppen und MLH machten ausgie­
big Gebrauch davon; der RCDS begnügte 
sich m it einem kurzen W ahlaufruf. Dafür 
druckte er eine eigene Zeitung: RCDS 
ZUR W AHL.

Zur W ahl stand wenig drin. A uf drei Sei­
ten ste llten sich die 10 RCDS-Kandida- 
ten vor; ihre Programme kannte man 
schon aus der o ffiz ie llen W ahlzeitung. 
Zwei Seiten über Arbeitskreise, die man 
gründen w ill; ein Bericht über den Miß­
erfolg der Unterschriftenaktion gegen den 
AStA ; ein mausgrauer Brie f „An den 
Mausgrauen“ . Und eine Seite „W as wir 
w o llen“ . Hätte man den Inhalt auf vier 
statt 16 Seiten komprim iert, es wäre nicht 
so aufgefallen, wie wenig man will.
A lle 10 RCDS-Kandidaten wurden ge­
wählt. Teilweise konnten sie sich gut 
plazieren; in ET bekam RCDS-Mann 
Gräfe die meisten Stimmen, in Chemie 
steht RCDSIer Müller auf Platz 2. A lt­
funktionär M üller-Lütgenau (MLH) wurde 
in MPh auch ohne Bild Erster.

AStA ungefährdet

Die derzeitige A S tA -P o litik  b le ib t ziemlich 
ungefährdet; mindestens 40 Neu-Parla- 
m entarier dürften m it ihr sympathisieren. 
Die drei AS tA -M itg lieder, die sich zur 
W ahl stellten, schnitten weniger gut ab: 
D ietmar Henning erreichte in Chemie den 
fünften Platz, Friedhelm Ernst in Bl den 
sechsten. Michael Kluck wurde in MPh 
gar nur e lfte r von dreizehn Kandidaten. 
Der durchschnittliche W ähler machte nur 
halb so vie le Kreuzchen, wie er gedurft 
hätte. Besonders sparsam waren die Elek­
trotechniker; von 14 möglichen Stimmen 
vergaben sie im Durchschnitt nur fünf. Die 
aber verte ilten die meisten gerecht auf 
die V ertreter der konkurrierenden p o lit i­
schen Gruppen. Eine Untersuchung von 
etwas mehr als der Hälfte der 468 ET- 
Stimmzettel zeigte, daß rund zweidritte l 
der W ähler sowohl mindestens einem 
Kandidaten der rechten als auch minde­
stens einem Kandidaten linker Gruppen 
ihre Stimme gaben.
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Ein Fähnchen im Wind?
Studentenschaftspolitik im Umbruch

Am 31. März 1969 faßte der Senat der 
Technischen Hochschule Darmstadt einen 
Beschluß zu der Kabinettsvorlage zum 
Hessischen Universitätsgesetz (HUG), 
die damals dem Landtag vorgelegt wur­
de. D ieser Beschluß wurde später als 
„W iderstandsbeschluß“ bezeichnet:
„D ie  Technische Hochschule Darmstadt 
wird sich nicht vor Konflikten mit dem 
Staat scheuen, um auch in Zukunft die 
vom Großen Senat gefaßten Beschlüsse 
zur Satzungsreform praktizieren zu kön­
nen. . .

Die Technische Hochschule Darmstadt 
wird m it allen M itte ln zu verhindern su­
chen, daß ihr die Praktizierung von Nor­
men aufgezwungen wird, die nicht in 
Übereinstimmung stehen m it den vom 
Großen Senat beschlossenen Satzungs­
reformen. . . “
W enige Wochen bevor d ieser Beschluß 
zustande kam, waren im Zuge der Darm­
städter Satzungsreform des Jahres 1969 
Senat und Großer Senat in ihrer neuen 
Zusammensetzung eingerichtet worden. 
Es war dies eine Folge der studentischen 
Politik, wie sie etwa bis gegen Ende des 
Jahres 1968 verfo lg t wurde:

Antiautoritäre Studentenschaftspolitik

Sie richtete sich gegen die überalterten 
Organisationsform en der Humboldtschen 
Universität, die den O rdinarien die nahe­
zu a lle in ige Verfügungsgewalt über die 
ihnen anvertrauten universitären Einrich­
tungen sicherte. Und sie war dam it Aus­
druck der antiautoritären Studentenbewe­
gung, die zumeist die unm itte lbar einem 
gegenüberstehenden Autoritä ten angriff, 
deren Funktion entschle ierte und so da­
nach trachtete, die Gesellschaft Stück für 
Stück zu verändern. Zwar wurde schon 
damals zumindest von einer M inderheit 
der Studenten (oder besser: M inder­
heit e in iger politisch aktiver Studenten) 
eingesehen, daß die eigentliche Misere 
der Universitä t in den W idersprüchen 
unserer kapitalistischen Gesellschaft be­
gründet ist und daß som it der eigentliche 
Angriffspunkt studentischer Aktiv itä ten 
die Indienstnahme der Universitä t durch 
privatkapita listische Interessen sein muß; 
aber es b lieb bei einer abstrakten Ein­
sicht.

Die Studentenbewegung war autoritä ts­
fix ie rt und bestenfalls nebulös antikap i­
talistisch. A u to ritä ts fix ie rt in zweifacher 
H insicht:

0 Zum einen wurde nach der Legitim a­
tion von überlieferten Autoritäten ge­
fragt; nach der Macht der O rdinarien, 
nach der Berechtigung der „a lle rhe i­
ligs ten“ nicht öffentlichen Sitzungen 
akademischer Gremien usw.

0 Zum anderen waren es wiederum we­
nige Autoritäten, die diese Bewegung 
trugen.

Die Hauptforderungen, die damals zur 
Durchlüftung der Universität aufgestellt 
wurden, waren daher Öffentlichkeit und 
Drittelparität in allen Hochschulgremien.
Diese beiden Forderungen bestimmten 
alle A ktiv itä ten der Studenten. Es wurde 
angestrebt, daß

0 die A rbe it in den Gremien für alle 
Betroffenen (Professoren, Assisten­
ten, Studenten, Angestellte) durch­
schaubar und überprüfbar wird und

0  alle am W issenschaftsprozeß Bete i­
ligten (Professoren, Assistenten, S tu­
denten) g leichberechtigt die Entschei­
dungen fällen.

Damit w ollte man erreichen, daß unter 
größerer Einflußnahme der Studenten und 
Assistenten, also der tendenziell pro­
gressiveren Kräfte, die alte O rdinarien­
universität zerschlagen werden kann. Das 
war nötig, um die W issenschaft zur Be­
fre iung der Menschen von Natur- und 
gesellschaftlichen Zwängen einzusetzen 
oder, anders gesagt, „um eine notwen­
dige Voraussetzung zur Freisetzung der 
emanzipatorischen K raft von W issen­
schaft zu schaffen.“ (AStA-IN FO  Januar 
1969, „Abgesang“ )

Durch eine ganze Reihe von Aktivitäten 
im WS 68/69, teach-ins, sit-ins vor S it­
zungsräumen, go-ins in Senats- und Fa­
kultätssitzungen, und eine sich ständig 
verstärkende Anteilnahm e der studenti­
schen Ö ffentlichkeit waren die Professo­
ren schließlich derart verschüchtert und 
bar ihrer bis dahin zur Schau getragenen 
Autorität, daß sie in hinreichend großer 
Zahl den studentischen Forderungen 
nachgaben. Von nun an saßen starke 
studentische Fraktionen in den zentralen 
Gremien der TH Darmstadt.

Technokratische Hochschulreform

Gleichzeitig wurden damals die V orste l­
lungen des Staates und der dahinter

stehenden W irtschaft konkretisiert, eben­
falls zu einer Änderung der Universität in 
ihrer bisherigen O rganisationsform  zu ge­
langen, wobei studentische und staat­
liche Bestrebungen sich formal, a ller­
dings aus verschiedenen Intentionen, in 
einem Punkt trafen: der Schwächung der 
Positionen der O rdinarien. Für Staat und 
Industrie geht es um eine Effektivierung 
des Forschungs- und Lehrbetriebes an 
den Universitäten. Ihnen ist darum ge­
tan, m it möglichst geringem Aufwand eine 
möglichst große, zur Verwertung im P ro | 
duktionsprozeß hinreichend ausgebildete 
Anzahl von Studienabsolventen zu er­
halten. Daher wendet sich die „R e fo rm “ 
von oben nicht nur gegen die Studenten 
(permanenter Leistungsdruck, Verschär­
fung der Prüfungen, Zwangsexm atrikula­
tion etc.), sondern auch gegen die O rd i­
narien, die durch ihre Hausmachtstellung 
und undurchschaubaren Verflechtungen so­
wohl innerhalb als auch außerhalb der 
Hochschule (W irtschaft), einer E ffekti­
vierung hemmend gegenüber stehen.

Zu Beginn des Jahres 1969 stand die alte 
deutsche Humboldtsche Universität von 
zwei Seiten unter Beschuß:

0  Die Studenten sahen den Anspruch 
auf Emanzipation durch Wissenschaft 
nicht realisiert, sondern stellten einer­
seits eine weitgehende Abhängigkeit 
der forschenden Universitätsmitglie­
der von der Wirtschaft, damit dicg 
Unterordnung der Forschung unter die" 
Profitinteressen einzelner, anderer­
seits eine der Emanzipation entgegen­
stehende Reglementierung des Stu­
diums fest.
Ihre damalige Schlußfolgerung:
W ir müssen möglichst viel Einfluß in 
den Gremien der Hochschule ge­
winnen, um eine Änderung in unserem 
Sinne vorantreiben zu können.

0 Staat und Industrie traten an, um der 
Verträumtheit und Trotteligkeit einer 
sich als „frei“ von äußeren Einwirkun­
gen bezeichnenden Universität ein 
Ende zu bereiten. Sie bereiteten die 
Anpassung an die Entwicklung der 
modernen Industriegesellschaft (hier: 
Grundsätze spätkapitalistischer Pro­
duktionsweise) vor.

Das größere Maß an M itbestimmung und 
die Ö ffentlichkeit der Gremien ist damals 
nur durch massiven Druck von studen­
tischer Seite her erm öglicht worden.
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W ährend für den permanenten Druck nur 
eine kleine aktive M indere it um SDS und 
AStA  (damals HSU-AStA) sorgte, gelang 
es immer wieder, in entscheidenden Mo­
menten eine größere Zahl von Studenten 
zu m obilisieren und damit nach und nach 
die gesamte Studentenschaft m it dem 
Problem vertraut zu machen. W obei ge­
nau dieses Verhältn is die antiautoritäre 
Bewegung überhaupt kennzeichnete: Eine 
kleine in sich geschlossene Gruppe ver­
suchte punktuell, eine größere Masse von 
fcym pathisanten hinter sich zu bringen.

Verteidigung der erreichten Position

Für die politisch aktiven Studenten wurde 
aber bereits damals deutlich, daß nicht 
viel gewonnen worden war. Es zeigte sich 
nämlich sehr bald, wie sehr die O rdina­
rien an ihren Stühlen klebten. Der zu 
Beginn zitie rte  „W iderstandsbeschluß“ , 
der die Ordinarien vor a ller Ö ffentlichkeit 
zwingen sollte, Farbe zu bekennen, ob sie 
im Verein m it Studenten und Assistenten 
gegen die to ta le  Anpassung der Universi­
tä t kämpfen wollten, kam unter Abwesen­
heit der meisten Dekane zustande. Für 
den Beschluß stimmten Studenten, A ssi­
stenten und Personalvertreter, dagegen 
ein Dekan, der Rest en th ie lt sich der 
Stimme. Im Großen Senat schließlich, 
dem der Beschluß ebenfalls vorgelegt 
wurde, waren zwei Sitzungen notwendig, 
bis er endlich m it kleinen Abstrichen 

«gegen die Stimmen der meisten O rdina­
r ie n  angenommen wurde.
Damit war eines deutlich: Eine Verände­
rung der Plochschule zu einer Institution, 
in der die K ritik  gegenüber bestehenden 
und sich abzeichnenden Verhältnissen in 
die Lehre hineingetragen werden könnte, 
würde nur gegen die Ordinarien erfolgen 
können.
Zum anderen wurde klar, daß sich die 
Staatsbürokratie über formal durchge­
setzte Besserstellungen (D ritte lparitä t) 
der Studenten hinwegsetzen würde. Be­
reits im A S tA-IN FO  Nr. 1 vom April 1969 
stand eine Einschätzung der Position der 
Studentenschaft, die auf ein Plädoyer für 
eine Umgestaltung studentischer Politik 
in die O rganisation in Basisgruppen hin­
ausläuft:
„In  d ieser S ituation können w ir nicht 
mehr erwarten, durch geduldige A rbe it 
in den Hochschulgremien wesentliche 
Verbesserungen in Richtung auf ein 
selbstbestimmtes Studium zu erreichen. 
Die institu tionellen Änderungen, die wir 
vor der Verabschiedung des Gesetzes in

Sit-in vor dem Senatssaal

der Hochschule noch fordern und erre i­
chen werden, dienen nur dazu, einige 
neue Strukturelem ente für uns selbst zu 
erproben, daraus zu lernen und das Land 
m it einer fortschrittlicheren Praxis zu kon­
frontieren, um wenigstens etwas größere 
Freiräume im Gesetz zu erreichen.
Das w ichtigere Z iel unserer Politik ist es, 
praktische W iderstandsform en gegen die­
se technokratische Hochschulreform zu 
entwickeln. Das heißt konkret, unter den 
oben geschilderten Bedingungen (straffe 
Reglementierung der Hochschule) kann 
nur eine Fülle von dezentralen A k tiv itä ­
ten, die von sich selbst organisierenden 
Gruppen am Arbeitsplatz, in der V orle ­
sung, getragen werden, wirkungsvoll die 
Reglementierung unterlaufen.“

Umstellung der studentischen Politik

Noch im selben Semester (SS 69) wurde 
die Grundtendenz dieser Einschätzung 
bestätigt. Die Schwierigkeiten, in der zu­
vor vertretenen W eise fortzufahren, wur­
den größer:

0  Ordinarien und reaktionäre Assisten­
ten legten der weiteren Satzungsreform 
immer mehr Steine in den Weg. Und 
wärend gleichzeitig immer deutlicher 
wurde, daß mit einer noch so fo rtschritt­
lichen Satzung und noch soviel A rbe its ­
aufwand das kommende HUG nicht ab­
zuwehren war, ließen die Ordinarien er­
kennen, daß sie allmählich dazu bereit 
waren, den W eg des geringsten W ide r­
standes zu gehen, das kleinere Übel zu 
wählen, nämlich auf das HUG zu warten.

0 Die Masse der Studentenschaft be­
gann, sich auf die Gremien zu fixieren. Es 
schien nur sehr schwer möglich zu sein, 
sie davon zu überzeugen, daß sehr wohl 
die ursprünglichen Forderungen ihren

W ert gehabt hatten, indem sie zu einer 
ersten M obilis ierung und einem ersten 
Durchbrechen althergebrachter Normen 
führten; daß aber, wenn eine planvolle 
W eitera rbe it in Richtung auf eine p o lit i­
s ierte Studentenschaft betrieben werden 
sollte, neue W ege zu beschreiten seien, 
nämlich die über die Basisarbeit.

0  Die meisten Studenten warteten da­
mals darauf, auch im letzten Gremium 
noch die D ritte lpa ritä t erreicht zu haben, 
um dann unter „g le ichen“ Bedingungen 
Studien- und Prüfungsreformen durchzu­
setzen. Es zeichnete sich aber klar ab, 
daß nichts W esentliches mehr durch 
D ritte lparitä t zu erreichen sei, da bundes­
weite Rahmenordnungen enge Spie lräu­
me setzten.
Auch in ach so vortre fflich besetzten G re­
mien läßt sich keine „R evo lu tion“ durch­
führen, da die Macht ganz woanders 
lieg t: bei höheren Kompetenzen, die z.B. 
nicht von einem Dritte l der M itg lieder des 
Großen Senats bedrängt werden können. 
Überdies — und das ist besonders we­
sentlich — war die Macht auch und gerade 
innerhalb der Gremien verschieden ver­
te ilt. D ritte lpa ritä t ist nur eine formale 
G leichstellung. M aterie ll waren die Grup­
pen, vor allem im Großen Senat, ungleich: 
die Professoren m it ihren Hausmächten, 
Lehrstühlen, Instituten haben ganz andere 
Vorbedingungen als die von den Pro­
fessoren abhängigen Assistenten; und 
noch andere Bedingungen haben die un­
ter ständigem Druck ihres Studiums ste­
henden Studenten.
Drittelparität ist eine formale Gleich­
stellung von materiell Ungleichen. Damit 
konnte D ritte lparitä t, sobald die S tuden­
ten zu dieser Einsicht gekommen waren, 
nicht mehr ihre Forderung sein.

0 Des weiteren zeigte sich in der Ent-
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Rektorats-Go-in

Wicklung der Studentenbewegung, wie 
falsch die Fixierung auf die Universität 
und deren Gremien sein kann. Durch den 
Versuch, die Universität iso lie rt zu be­
handeln, wurde erst sehr spät verstan­
den, daß die W idersprüche in der Hoch­
schule stets unm itte lbar auf die der Ge­
sellschaft und deren Hauptwiderspruch, 
dem zwischen der gesellschaftlichen A r­
be it und der privaten Aneignung der Pro­
dukte, zurückzuführen sind. Erst durch 
diese Erkenntnis kann letzten Endes auch 
die Position eines W issenschaftlers an 
einer Technischen Hochschule, der A u f­
tragsforschung für ein Industrieunterneh­
men durchführt, geklärt werden.

An dieser S telle schließt sich der Kreis, 
denn hier wird deutlich, daß schließlich 
die Forderung nach emanzipatorischer 
W issenschaft „vö llig  am Thema vorbei 
z ie lte “ . Denn w ollte man die W ide r­
sprüche beseitigen, so war es falsch, Be­
dingungen für eine „fre ie re “ W issenschaft 
an der Universität zu erlangen. Eine der­
artige W issenschaft ist unter den gegen­
wärtigen gesellschaftlichen Bedingungen 
nicht möglich. Die Stoßrichtung studen­
tischer Politik  muß also gegen das Sy­
stem geführt sein, welches die äußeren 
Bedingungen für das Betreiben von 
W issenschaft setzt.

Damit war die Frage der Gremien „g e ­
lö s t“ . Ihre M achtlosigkeit war gerade 
durch solche deklamatorischen Äußerun­
gen wie durch den W iderstandsbeschluß 
bewiesen. W ollten die Studenten in der 
richtigen Einsicht, daß es um die G esell­
schaft und nicht born iert um die Universi­
tä t geht, ihre A rbe it fortsetzen, so mußten 
sie sich in eigenen unabhängigen G rup­
pen organisieren. Die Gremien in ihrer

vorherigen Funktion hatten ihre Bedeu­
tung verloren.

Organisation der Basisarbeit —
Absage an die Gremien

In den Monaten darauf schossen die Ba­
sisgruppen wie Pilze aus dem Boden. 
Die Gremien vegetierten dahin, ihr Ende, 
gesetzt durch das neue Gesotz, vor Au­
gen; die Ordinarien begannen, die m itt­
lerweile dritte lparitä tisch eingerichteten 
Fakultäten zu boykottieren, währendessen 
wurden von den Basisgruppen eine Reihe

litisch aktiven Studenten hatten sich be­
reits im Sommersemester 69 größtenteils 
aus den Gremien zurückgezogen, doch 
wurden noch viele dort gefunden, von 
denen anzunehmen war, daß auch sie zur 
Stärkung der Basisgruppen, zum Aufbau 
von Arbeitskreisen und Semesterräten, 
hätten beitragen können. Durch die ver­
stärkte A rbe it an der Basis wurde oben­
drein die Zahl der aktiv in der politischen 
A rbe it m itwirkenden Studenten vergrö­
ßert. Früher waren es stets nur kleine 
Kreise, die Strategie und Taktik in d e i^ fc  
Gremien diskutierten und dann mit f e r t i^ ^  
gen Ergebnissen an die Ö ffentlichkeit 
traten in der Hoffnung, Unterstützung zu 
finden. Nun konnten konkrete Projekte 
zur M itarbe it angeboten werden, die vor 
allem nicht nur auf die Hochschule be­
schränkt blieben, sondern sich zum Bei­
spiel auch mit Fragen der Berufssituation 
und Fragen des Verhältnisses zur A rbe i­
terklasse befaßten.

Eine Neudefinition der Funktion der G re­
mien für die studentische Politik  wurde 
nicht in Angriff genommen. V ielmehr 
wurde am 9. 12. 1969 vom Studentenparla­
ment der ganz lapidare Beschluß gefaßt: 
„Nach Inkrafttreten des neuen Gesetzes 
wird die Studentenschaft ihre A rbe it in 
den Hochschulgremien einstellen, wenn 
im HUG nicht mindestens die vom Senat

Archimed
y der Nullenzirkel ^  

mit der Spannzange 
je tzt teleskopgefedert 

durch die neue Druckmechanik 
Eine Neuentwicklung von:

Informieren Sie sich h e s s e i -  
bitte beim
guten Fachhandel

C . P R O E B S T E R  J R .  N A C H F .
8500 Nürnberg • Hegelstraße 18-22

von recht beachtlichen Erfolgen in der 
Durchsetzung von Verbesserungen an 
Studiengängen und Prüfungen erzielt. 
Dies erfo lgte vö llig  losgelöst von den 
Gremien, außerinstitutionell unm itte lbar 
am Arbeitsplatz im Hörsaal, in der Übung, 
im Praktikum. Die Kerngruppen der po­

am 12. 5. 1969 und vom Großen Senat am 
14. 5. 1969 beschlossene K ritik  an Funk­
tion und S truktur des Gesetzes berück­
sichtigt werden sollte. Die S tudenten­
schaft wird dafür Sorge tragen, daß d ie­
ser Boykott nicht passiv bleiben w ird .“
Im Monat darauf wurde dem Problem des
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weiteren Verble ibs in dem mehr schlecht 
als recht noch existierenden Gremien ein 
Ende bereitet. Der Verwaltungsgerichts­
hof Kassel setzte die Satzung der TH 
Darmstadt am 14. 1. 1970 außerkraft. Da­
mit wurden auch die letzten im Senat, 
Großen Senat und den Fakultäten noch 
gebundenen Kräfte fre i fü r die Basisar­
beit.
Die studentische Politik durfte nicht län­
ger auf die Hochschule beschränkt blei- 

Jpen. Der idealistische Charakter der all- 
ze itige n  Dem okratisierungspolitik ( „Ö f­
fentlichkeit, D ritte lparitä t) wurde klar 
herausgestrichen. Die Studenten hatten 
in den letzten Monaten zuvor nur noch 
deswegen in den Gremien gesessen, weil 
sie auch schon vorher darin gesessen hat­
ten. V ie le wollten noch nicht so recht ein- 
sehen, warum man das, was man sich 
mühevoll erarbe ite t hatte, dank einer 
besseren Einsicht und eines fortschre iten­
den Prozesses w ieder fallen lassen so ll­
te. — Das Urteil des VGH Kassel war fast 
eine Erlösung.

Das neue Gesetz

Allmählich, mit Beginn des letzten Som­
mersemesters wurde begonnen, zu einer 
Neubestimmung der Funktion der G re­
mien zu gelangen. Dabei wurde folgendes 
klar:
Studentische Politik  gegenüber und in 
Gremien kann nicht mehr unter der For- 

^ fcderung nach D ritte lparitä t und Ö ffentlich­
keit betrieben werden. Bete iligung an den 
Gremien kann nur erfolgen, wenn diese 
der Stärkung der A rbe it an der Basis 
dienen kann, etwa durch Inform ationsbe­
schaffung. Die Möglichkeit, möglichst 
reibungslos, d. h. als M itg lied eines G re­
miums, Informationen zu erhalten, kann 
ein Grund zur Bete iligung sein. Aber die 
eigentliche Voraussetzung dafür muß eine 
starke Basis sein, die Kräfte freisetzen 
und der überhaupt die Information zugute 
kommen kann.
Nur die Ö ffentlichkeitsforderung kann 
auch weiterhin aufrecht erhalten werden. 
A llerd ings ist sie kein Selbstzweck, kein 
A llhe ilm itte l fü r W idersprüche an der 
Hochschule, sie darf nicht w ieder zum 
Fetisch werden. Außerdem ist die Forde­
rung nach Ö ffentlichkeit und nichts als 
der Ö ffentlichkeit naiv und geht an den 
Realitäten vorbei, denn die Sitzungen 
der Studenten, die fü r die Herstellung 
der Ö ffentlichkeit zum Beispiel des Se­
nats sorgten, fanden unter Ausschluß der 
Ö ffentlichkeit statt. Die Forderung nach

Studentenfraktion im Kleinen Senat

1. Phase:

Durchsetzung der beiden Grund­
satzforderungen (D ritte l parität, 
Ö ffentlichkeit) und deren Verw irk­
lichung auch in der sich anschlie­
ßenden praktischen M itarbe it der 
Studenten. Es wurde eine allseitige 
Dem okratisierungspolitik betrieben, 
die als idealistisch bezeichnet wer­
den muß, da sie einerseits die ma­
terie llen Grundlagen in den Hoch­
schulgremien selbst außer acht 
ließ, zum anderen die Universität 
iso lie rt von der Gesellschaft be­
handelte.

2. Phase:

Zurückziehen aus den Gremien 
zum Zwecke der Stärkung der Ba­
sis und zur Neubestimmung stu­
dentischer Politik schlechthin. Zur

Lösung der W idersprüche in dieser 
Gesellschaft ist diese Gesellschaft 
selbst aufzulösen. W ollen also S tu­
denten in dieser Richtung arbeiten, 
so muß ihre Politik  tendenziell über 
die Hochschule hinausführen und 
sich Bündnispartner außerhalb der 
wissenschaftlichen Intelligenz su­
chen.

3. Phase:

Neueinschätzung der G rem ienpoli­
tik  zur Unterstützung der unter 
Punkt 2 aufgeführten Politik. Es 
g ilt, Informationen zu beschaffen 
und, nach Einschätzung der e ige­
nen Position, unm ittelbaren Ein­
fluß auf eine Reihe von Entschei­
dungen, die wesentliche Auswirkun­
gen auf die Aktivierung der S tu­
dentenschaft haben, zu nehmen.
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Streit um den Ausländerrat
Ausländische Studenten organisieren sich

Ö ffen tlichkeit muß taktisch verstanden 
werden.
Als im Mai des Jahres nach Verabschie­
dung des neuen Gesetzes w ieder intakte 
Gremien an der TH Darmstadt e ingerich­
te t wurden, wurde auch die Studenten­
schaft gebeten, ihre Vertre te r zu entsen­
den. Sie lehnte ab.
Sie ging von der Einschätzung aus, daß 
dadurch der Auf- und Ausbau der Basis­
gruppen in den Ansätzen unterbrochen 
worden und dam it Sitz und Stimme in den 
Gremien zum Selbstzweck geworden 
wäre. Diese Einschätzung war richtig; nur 
wurde der damals in der Tat praktizierte 
Boykott der Gremien gegenüber der S tu­
dentenschaft nicht hinreichend begründet. 
So findet sich im AS tA -IN FO  Nr. 23 vom 
4. 5. 1970 im A rtike l „G rem ienspie le — 
ohne uns“ die Schlußfolgerung:
„B e i unserer künftigen Politik  dürfen uns 
partie lle  Erfolge nicht darüber hinweg­
täuschen, daß der Sturz des K ap ita lis ­
mus nicht durch Reformwerkeleien an den 
Hochschulen, sondern nur von der A rbe i­
terklasse herbeigeführt werden kann. 
Unsere Politik  an den Hochschulen kann 
daher nur dazu beitragen, den Charakter 
der bestehenden gesellschaftlichen Ver­
hältnisse immer mehr Studenten bewußt 
zu machen, dam it sie den Versuch der 
Kapitalisten, sie als konterrevolutionäres 
Instrument gegen die Emanzipation der 
A rbeiterklasse einsetzen zu können, er­
fo lgreich zu widerstehen in der Lage 
sind.“
Das sagte nichts aus über die eigentliche 
Einschätzung der Position gegenüber den 
Gremien. W e ite r unten im gleichen A rt i­
kel ist der bereits genannte Beschluß des 
Studentenparlam ents vom 9. 12. 1969 z i­
tie rt. Zweife llos war es m it diesem H in­
weis leichter, die damals stattfindenden 
Vollversammlungen über ein Fernbleiben 
aus den Fakultäten zu überzeugen, doch 
hätten die eigentlichen Gründe, die Ein­
schätzung der Gremien und der S tär­
ke der Basis, besser herausgestellt wer­
den müssen.
Aufgrund der Beschlüsse der V ollver­
sammlungen war es möglich, den w e ite ­
ren planvollen Ausbau der Basisgruppen 
voranzutreiben. Bis zum Beginn des lau­
fenden Semesters wurde erreicht:

0  Die Fixierung auf die Gremien wurde 
beseitigt.

Q  Die Überbewertung der S tudentenbe­
wegung konnte überwunden werden. 
Sehr viel mehr Studenten konnte die 
Unterordnung der W idersprüche an 
der Hochschule unter die der G esell­
schaft verständlich gemacht werden.

Deshalb ist es konsequent, daß je tz t an­
gesichts der bevorstehenden Konvents­
wahlen, die eine Reihe von w ichtigen 
Entscheidungen nach sich ziehen (zum 
Beispiel die W ahl eines Präsidenten auf 
8 Jahre), und m it einer gestärkten Basis 
die A rbe it in den Gremien w ieder aufge­
nommen wird.

Seit längerer Z e it fordern die ausländi­
schen Studenten an der THD eine w irk­
same Vertretung ihrer Interessen. Insbe­
sondere vom Akademischen Auslands­
amt fühlen sie sich immer w ieder über­
rumpelt und hintergangen. Der erste 
Schritt zur Interessenvertretung wurde 
auf einer Ausländervollversammlung im 
Frühjahr 70 gemacht. Damals wurde ge­
fordert, daß die ausländischen Studenten 
ein Mitspracherecht bei der S tipendien­
vergabe bekommen sollten. Die Auslän­
dervollversammlung wählte 7 Ausländer, 
die über die Stipendienanträge grund­
sätzlich nach sozialen und nicht nach 
L.eistungskriterien entscheiden sollten. 
Dieser Kommission wurde dann die Ver­
te ilung der Stipendien übertragen.
Eine erneute Kontroverse zwischen e in i­
gen ausländischen Studentenvereinen 
und dem Akademischen Auslandsamt 
(AAA) rief die Verte ilung der M itte l des 
AAA für kulturelle und politische Veran­
staltungen hervor, die wie alle anderen 
G elder vom Auswärtigen Amt kommen. 
Der Le iter des AAA, Prof. Naumann, 
meinte ziemlich demokratisch vorzugehen, 
indem er aus eigener Machtvollkommen­
heit einen Koordinierungsausschuß ein­
setzte, in den die Vorsitzenden der 10 
größten ausländischen Studentenvereine 
stim m berechtigt berufen wurden. Dieser 
Koordinierungsausschuß sollte über die 
Vergabe der M itte l entscheiden.
Das wurde von vielen Ausländern nicht 
akzeptiert; sie forderten, daß eine Aus­
ländervertretung die Entscheidungsbefug­
nisse haben sollte. Daher verstärkten sich 
die Bestrebungen der progressiven aus­
ländischen Studentenvereine, eine w irk­
same politische Vertretung der Ausländer 
an der THD zu erreichen. Es fanden sich 
einige aktive arabische, indonesische, 
griechische, türkische und iranische Stu­
denten, die eine Konzeption fü r eine Aus­
ländervertretung entwickelten und auf 
eine Ausländervollversammlung drängten. 
Als progressiv kann man diejenigen aus­
ländischen Studentenvereine bezeichnen, 
die trotz der Einschränkung verfassungs­
mäßiger Grundrechte durch das Auslän­
dergesetz wie
— Verbot der politischen Betätigung
— Einschränkung der Freizügigkeit von 

W ohnungs- und Arbeitsplatzsuche
— Beschränkung der Versam m lungsfrei­

heit
— Bedrohung durch Ausweisung 
bereit sind, ihre Interessen gegenüber 
der Hochschule und ihre K ritik  an den 
Verhältnissen in den Heimatländern zu

artikulieren und politisch zu m anifestie­
ren.
Als reaktionär kann man die Abspaltung 
derjenigen Araber vom Verein arabischer 
Studenten bezeichnen, die sich als „sy ri­
scher“ Studentenverein und „ägyptische“ 
Studentengruppe etablierten und konse­
quent versuchen, die Zusammenarbeit 
der ausländischen Studenten bzw. ihrer 
Vereine zu verhindern und eine wirksame 
politische Vertretung zu hintertreiben.
Durch die Vorschläge der aus länd ische^^ 
Kom m ilitonen angeregt, forderte  d ^ ^  
Koordinierungsausschuß in Zusammenar­
be it m it dem AAA alle Ausländer auf, zu 
einer Ausländervollversammlung zu kom­
men, um eine Ausländervertretung zu 
schaffen. Dabei hatten sich die M itg lieder 
des Koordinierungsausschusses informell 
darauf geeinigt, die Ausländervollver­
sammlung sei beschlußfähig, wenn 15% 
aller ausländischen Studenten der THD 
anwesend seien.

Ausländervollversammlung

Zu Beginn der Ausländervollversammlung 
am 4. 11. 70 waren über 110 von ca. 600 
ausländischen Studenten und außerdem 
einige Zuhörer anwesend.
Nach einer heftigen Debatte über die 
Tagesordnung begann man gleich die 
Diskussion der beiden Modelle einer 
Ausländervertretung, die vorgetragen 
wurden. Dabei zeigte sich der V o rs c h la c ^  
des „syrischen“ Studentenvereins als v ö l^ P  
lig unpraktikabel, da fü r dieses Modell 
sage und schreibe über 120 (das sind 
20% der Ausländer) nach „K u ltu rkre isen“ 
bestimmte V ertre ter notwendig gewesen 
wären. Denn um eine „gerechte“ V ertre­
tung aller ausländischen Studenten zu 
gewährleisten, sollten diese auf „K u ltu r­
kre ise“ verte ilt werden, wie „W esteuropa 
und USA“ , „Ferner O sten“ , „Ira n “ usw.
Dem gegenüber stand ein übersichtlicher­
er Vorschlag, der deutlich darauf ausge­
richtet war, eine funktionsfähige Auslän­
dervertretung zu schaffen. Diese soll eine 
politische Basis unter den ausländischen 
Studenten haben und ihre Interessen, 
auch die materiellen, unter politischen 
Gesichtspunkten vertreten.
Als sie eine Abstim m ungsniederlage vor­
hersehen konnten, zogen die Vertreter 
des „syrischen“ Studentenvereins und 
ihre Anhänger aus der Ausländervollver­
sammlung aus. Zurück blieben ungefähr 
80 ausländische Studenten.
An dieser S telle wurde die Frage der 
Beschlußfähigkeit und der Rechtmäßig-



keit der Ausländervollversammlung auf­
geworfen. Einige meinten, nun seien nicht 
mehr 15°/o (ca. 90) der ausländischen Stu­
denten anwesend, und damit sei die Aus­
ländervollversammlung beschlußunfähig. 
Ein M itg lied des AStA erklärte daraufhin 
die rechtliche S ituation: Da es bis je tz t 
keine satzungsgemäße Ausländervertre­
tung in der Studentenschaft gibt, kann es 
auch keine rechtmäßige Ausländervo ll­
versammlung oder Ausländervertretung 
geben. Daher kann eine sich selbst bil- 

Idende Ausländervollversammlung recht­
l ic h  gesehen keine bindenden Beschlüsse 
fassen und bedarf auch keiner M indest­
zahl von Teilnehmern. Damit ist der hier 
zusammengekommenen Ausländervo ll­
versammlung, die wohl die größte seit 
langer Ze it oder überhaupt war, die Legi­
tim ation nicht abgesprochen, auch alle 
übrigen Ausländer zu vertreten und eine 
Ausländervertretung zu schaffen.
Diesen Ausführungen konnte auch der an­
wesende Rechtsrat der THD, O berstaats­
anwalt Hofmann, keine überzeugenden 
Argumente entgegensetzen.
Von anderen ausländischen Studenten 
wurde zusätzlich noch die Meinung ver­
treten, daß man sowieso auch nach der 
inform ellen 15%> Vereinbarung beschluß­
fähig sei, da bei E in tritt in die Tagesord­
nung mehr als 15%> der ausländischen 
Studenten anwesend gewesen seien und 
dies allein der Maßstab der Beschluß­
fäh igke it sei. Besonders scharf verurte ilte 
ein norwegischer S tudent das Verhalten 

(der syrischen Kom m ilitonen: Gerade die 
Leute, die ein demokratisches A lib i wie 
15°/o-Klausel fordern, verlassen den Saal, 
wenn sie sehen, daß sie überstim m t wer­
den. Dieses antidemokratische Verhalten 
einer M inderheit soll die Ausländervoll­
versammlung nicht an der Ausübung ihrer 
legitim en Rechte hindern.
Man fuhr in der Behandlung der Tages­
ordnung fort. Als erstes wurde das Statut 
fü r die Ausländervertretung nunmehr fast 
einstimmig verabschiedet (siehe Kasten). 
Anschließend wurden die M itg lieder des 
Ausländerausschusses — der jetzigen 
Ausländervertretung — gewählt: 
Brundelökken (Norwegen)
Kaya (Türkei)
Nahawi Isam (Arabien)
Tachtatzis (Griechenland)
Yo (Indonesien)
Dieser Ausländerausschuß hat insbeson­
dere die Aufgabe in Zusammenarbeit 
mit dem AStA  die Verankerung der Aus­
ländervertretung in der neuen Studenten­
schaftssatzung zu erreichen.

Art. 1 Die Ausländersektion 
Alle immatrikulierten ausländisdten 
Studenten und die Studienkollegiaten 
des Studienkollegs Darmstadt bilden 
die Ausländersektion.

Art. 2 Rechte und Pflichten der Aus­
ländersektion
Die Ausländersektion ordnet ihre in­
neren Angelegenheiten selbst und ver­
tritt die besonderen Interessen der 
ausländischen Studenten. Sie arbeitet 
unabhängig und ist nicht an Weisun­
gen gebunden.

Art. 3 Sektionsordnung 
(1) Die Ausländersektion gibt sich 
durch Beschluß der Ausländervollver- 
sammlung eine Sektionsordnung. Die­
se Sektionsordnung muß Bestimmun­
gen enthalten über:
1. Die Zahl der zu wählenden Mit­
glieder des Ausländerausschusses
2. Das anzuwendende Wahlverfahren
3. Die Regelung der Sektionsarbeit

Art. 4 Die Ausländervollversamm­
lung — Zweck und Aufgabe
(1) Die Ausländervollversammlung ist 
das oberste Beschlußorgan der Aus­
ländersektion.
(2) Sie setzt im Bedarfsfall Ausschüs­
se ein.

Art. 3 Einberufung
(1) Die Ausländervollversammlungen 
werden vom Ausländerausschuß min­
destens zweimal im Semester einberu­
fen.
(2) Die Ausländervollversammlung 
muß einberufen werden auf Antrag 
von 20 Mitgliedern der Ausländer­
sektion.

Art. 6 Beschlußfähigkeit
(1) Die Ausländervollversammlung ist 
beschlußfähig, wenn sie ordnungsge­
mäß einberufen wird.
(2) Stimmberechtigt sind alle Mitglie­
der der Ausländersektion.

Art. 7 Der Ausländerausschuß — 
Zweck und Aufgabe
(1) Der Ausländerausschuß vertritt die 
Ausländersektion gegenüber Hoch­
schule und Öffentlichkeit.
(2) Er koordiniert die Arbeit der 
Amtsträger mit der Ausländersektion 
und ihrer Ausschüsse.

Art. S Zusammensetzung und Wahlen 
Der Ausländerausschuß wird von den 
Mitgliedern der Ausländersektion in 
einer Ausländervollversammlung ge­
wählt. Der Ausländerausschuß tagt 
öffentlich und kann weitere Studenten 
der Ausländersektion zur Mitarbeit 
heranziehen.

s a u b e r
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„W er sind die eigentlich?"
Integration der W erkkunstschule in die THD ungewiß

Daß Umwelt schlechthin unlösbare A b­
hängigkeit erzeugen oder perpetuieren 
kann, ist bekannt.
Die Geschichte des Design ist te ilweise 
die Geschichte sozialer Utopien und als 
solche die Geschichte von Veränderungs­
prozessen.
Es gilt, die konkreten, aufklärerisch uto­
pischen Tendenzen innerhalb des Designs 
zu verdeutlichen und zu realisieren, sonst 
w ird es nur Design geben, das sich selbst 
und das Bestehende endlos reproduziert. 
Wenn die Geschichte der sozialen U to­
pien gleichzeitig eine Geschichte der in­
d ividuellen K rea tiv itä t ist und wenn K rea­
tiv itä t etwas bedeutet wie prinzip ie lle 
ge istige Nichtanpassung an Vorgegebe­
nes als Chance fü r Veränderung und 
Entwicklung, ist das Programm eines De­
signstudiums bereits vorgezeichnet. . . 
Der Definition des Begriffes Design und 
der Auseinandersetzung m it seiner ge­
sellschaftlichen Funktion kommt daher 
über die gestalterische A rbe it am O bjekt 
hinaus zentrale Bedeutung fü r den Stu­
dierenden hinzu.
Bisher wurden Fragen der Um weltgestal­
tung und des Design, von den Ausnahmen 
Bauhaus und HfG Ulm abgesehen, wenig 
d iskutie rt; an den Werkunstschulen ver­
suchte man sie werkeinderweise zu lösen. 
Das lag an der geringen Kenntnis über 
diese Bereiche und der dam it verbundene 
geringen Bedeutung, die man ihnen zu­
maß.
Designprobleme, wie die der fortwähren­
den Appelle zur Konsumhedonik — von 
der W erbegra fik als Lehrfach der alten 
W erkkunstschule (W KS) unterstützt — , 
können nur noch in terd iszip linär mit H ilfe  
von Psychologie und Soziologie ge löst 
werden. Diese Erkenntnis lieg t wohl auch 
dem Hochschulentwicklungsplan des Lan­
des Hessen zugrunde. Er spricht von 
einer Integration der W KS unm itte lbar in 
die Universitä t und nicht erst in eine 
Fachhochschule.
„Es bestehen günstige Voraussetzungen, 
da hier ein breites Fächerangebot im Be­
reich der bisherigen Fakultät fü r A rchi­
tektur besteht, das sich wechselseitig mit 
dem jenigen der W erkkunstschule, auch 
im Bereich der Innenarchitektur und der 
industrie llen Gestaltung, sinnvoll ergänzt 
und auch w e ite r ausgebaut werden sollte. 
Diese Bestrebungen zur direkten Integra­
tion stellen zugleich einen ,Hochschul­
versuch1 dar, der unterstützt werden so ll.“ 
(Hochschulentwicklungsplan S. 52)
Im W inter 1970 kam es in d ieser Ange­
legenheit zu Kontakten zwischen der TH 
und der W KS. Der erste Antrag sah eine

Diskussion im Kleinen Senat über M ög­
lichkeiten einer Kooperation beziehungs­
weise einer späteren Integration der 
W KS in den TH-Bereich vor. A lle Se­
natsm itg lieder wurden über die S ituation 
der W KS und die Begründung der Inte­
grationsforderung inform iert. Der Antrag 
wurde vom AStA unterstützt, unter ande­
rem weil hier eine M öglichkeit bestand, 
die TH auch für N ichtabiturienten zu ö ff­
nen.
Vorausgegangen war ein Gespräch mit 
dem damaligen Kultusm in ister Prof. 
Schütte, der diese Integration befürwor­
tete, aber selbst keine Schritte unterneh­
men wollte, um nicht in die „Autonom ie 
der Hochschule“ einzugreifen.

Als der Antrag endlich auf der Tagesord­
nung des Senats stand, war dieses d r it­
te lparitä tisch besetzte Gremium durch 
das Kasseler Urteil gerade aufgelöst 
worden.
Anfang Mai erfo lgten neue Kontakte. In 
einem Gespräch zwischen Vertretern der 
W KS und dem Direktorium  der TH äu­
ßerte Prof. Guther, der die Problematik 
Um weltgestaltung und Design von der

HfG Ulm her kennt, daß eine Integration 
in den Hochschulbereich möglich sei und 
daß der Senat dieser Integration freund­
lich gesonnen sei. Über die Formalia der 
Integration — ob eigener Fachbereich, 
Eingliederung in eine Fakultät oder 
eigenständiges Institu t — sollte eine zu 
bildende Kommission beraten, wobei 
auch die Frage der N ichtabiturienten ge­
klärt werden sollte. Prof. Guther ver­
sprach, bei Beendigung seiner Amtszeit, 
seinen Nachfolger über dieses Problem 
zu unterrichten.
Es ist daher unverständlich beziehungs-g 
weise ein Zeichen erschreckender A rro * 
ganz, m it welcher Unkenntnis und Über­
heblichkeit dieses Thema dann endlich 
auf einer Senatssitzung Ende September 
behandelt wurde. Ebenso unverständlich 
erscheint die Haltung der beiden anwe­
senden Dozenten der W KS, die sich bei 
der Behandlung des Themas nicht einmal 
zu W ort meldeten.
Die skeptisch überhebliche Frage: W er 
sind die eigentlich? schien den Professo­
ren w ichtiger als die Frage nach den 
Gründen des Antrags. Die meisten Se­
natsm itg lieder waren vö llig  uninform iert 
über das „Ins titu t am Hochzeitsturm “ , das 
sich von Opa's Werkkunstschule — im 
autoritären Schulsystem verankert — zur 
„Schule für Design“ m it eigener, selbst­
verantwortlicher Leistungskontrolle der 
Studenten entw ickelt hat.
Erst der Einspruch des ehemaligen AStA- 
Kollektiv isten Rainer Schädlich — als stu­
dentischer Beobachter anwesend — ver­
hinderte die endgültige Ablehnung: d ie l 
Fakultät A rchitektur wurde beauftragt, In­
form ationen einzuholen.
Immerhin, ein erster wenn auch kle iner 
Schritt zur Angliederung ist trotzdem 
schon getan: Seit Beginn dieses Seme­
sters können die W KS-Studenten, auch 
die, die kein Ab itu r haben, an der TH als 
Gasthörer einen Teil ihres Studiums ab­
solvieren.

An der Darmstädter W erkkunstschule (W KS) auf der Mathildenhöhe studieren 
293 Studenten m it unterschiedlicher Vorbildung (ca. 60% M ittlere Reife, 40% 
Abitur). Studienfächer sind Innenarchitektur, Produktgestaltung und Grafik- 
Design. Seit etwa drei Semestern w ird versucht, über die reine Handwerks­
kunst hinaus zu einem gesellschaftsverantwortlichen Designstudium zu gelan­
gen.
Daß das als städtische „Höhere Fachschule“ nicht möglich ist, wurde sehr bald 
auch von Schütte (bis 1969 Kultusm inister) erkannt. Er schlug als „S onder­
lösung“ fü r die W KS Darmstadt eine Angliederung an die TH vor. (Die W KS 
W iesbaden wird Fachhochschule, die W KS Offenbach ist Hochschule fü r Ge­
staltung, die W KS Kassel wird in die Gesamthochschule Kassel integriert.)
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Wenig Zimmer - kein Geld
W ohngeldgesetz bringt nichts neues für Studenten

I

„700 Studenten sind in Darmstadt ohne 
W ohnung“ , in Frankfurt seien es sogar 
doppelt so viele, berichtete vor wenigen 
Wochen das Hessische Regional-Fernse- 
hen. Dabei hatte man dort nur die A n­
gaben der Studentenwerke zur Verfü­
gung, in denen lediglich die Studenten 
erfaßt sind, die gehofft hatten, über die 
W ohnraum verm ittlung ein Z immer zu be­
kommen. Tatsächlich also ist die Zahl 
der Studenten ohne Zimmer noch höher. 
Eine Umfrage ergab zum Beispiel, daß 
46% der Architekturerstsem ester in 
Darmstadt kein Z immer fanden. Sie müs­
sen daher m it dem Auto oder öffentlichen 
Verkehrsm itteln zwischen der Hochschule 
und zum Teil über eine Fahrstunde ent­
fernten Ortschaften hin und her pendeln: 
Sogar aus Friedberg, Bad Soden, 
Aschaffenburg und Ludwigshafen kom­
men die Jungakadem iker morgens ange­
reist. Untersuchungen ergaben übrigens, 
daß eine Anfahrtszeit von mehr als 30 
Minuten das Studium stark belastet und 
verlängert.

Anzahl der Zimmer, die dem Stu-
dentenwerk im Zeitraum Septem-
ber bis November angeboten wor-
den sind.

1968 1970
Darmstadt 205 98
Arheilgen 24 16
Eberstadt 18 12
Umgebung 27 22
Insgesamt 274 148

Studienanfänger Herbst 1970: 1121

Aus eben diesen Gründen nahmen in 
diesem Semester etliche schon zugelas­
sene Bewerber das Studium erst gar 
nicht auf: Das Sekretaria t weiß von Fäl­
len zu berichten, in denen angenommene 
Bewerber ihre Anmeldung zurückzogen, 
weil sie keine Unterkunft fanden.
Die Verschlechterung der W ohnraum- 
situation kann man auch den Unterlagen 
des Studentenwerks entnehmen: Das
Angebot is t insgesamt um 50% zurück­
gegangen. Außerhalb von Darmstadt ist 
der Rückgang nicht ganz so stark, dort 
werden jedoch ohnehin nur wenige Z im ­
mer angeboten. Die Z immerpreise sind 
entsprechend der Nachfrage weiter ge­
stiegen. Ein Verm ieter w ird in dieser 
S ituation den Studenten annehmen, der 
am meisten zahlt.

Da eine Einschränkung des freien W oh­
nungsmarktes in absehbarer Z e it nicht zu 
erwarten ist, hatten viele Studenten auf 
das neue W ohngeldgesetz gehofft. Noch 
im Frühjahr hatte Kultusm inister von 
Friedeburg geäußert, daß „d ie  anstehen­
de Novellierung des W ohngeldgesetzes 
zusätzlich Studenten, Schüler und Lehr­
linge berücksichtigen wird, wofür sich 
auch die Kultusm inisterkonferenz einset- 
zen w ird .“
Aber der Einsatz der KMK, falls er über­
haupt stattfand, b lieb erfolglos. Am
1. Januar 1971 tr it t  das neue W ohngeld­
gesetz in Kraft. Es enthält zwar einige 
Änderungen, doch den Studenten nützt 
es immer noch nichts. A lle Paragraphen, 
nach denen — aufgrund der Hessischen 
Ausführungsbestimmungen — die S tuden­
ten kein W ohngeld erhalten, sind unver­
ändert erhalten geblieben:
§ 22.2 W ohngeld w ird versagt für W ohn- 

raum, der von den in § 4.2 Satz 2 
genannten Personen verüberge­
hend benutzt wird.

§ 4.2 Satz 2 Zum Haushalt rechnen auch 
Fam ilienm itglieder, die vor­
übergehend abwesend sind. 

Und da Studenten nach der perfiden Lo­
gik der F inanzbürokratie schließlich auch 
nur „vorübergehend abwesend“ vom El­
ternhaus sind und nach Abschluß des 
Studiums w ieder in den Schoß der Fa­
m ilie zurückkehren, um endlich der Mutti 
fachgerecht das Bügeleisen reparieren zu 
können, weil sie schließlich ihre Buden 
ja  nur etwa fünf bis sechs Jahre „vo r­
übergehend benutzen“ , deshalb können 
Studenten eben kein W ohngeld bekom­
men.
Auch in Zukunft erhalten also nur die 
Studenten W ohngeld, die entweder ver­
he ira te t oder Vollwaisen sind oder eine 
abgeschlossene Berufsausbildung haben 
und gleichzeitig ihr Studium aus S tudien­
förderung und eigener A rbe it selbst finan­
zieren.
In den W ohnheimen des Studentenwerks 
können Studienanfänger ebenfalls keinen 
Platz finden. Die M indestwartezeit für 
Einzelzimmer beträgt in Darmstadt 4 
Jahre, im Wohnheim Nieder-Ramstädter- 
Straße sogar 6 Jahre. M it etwas Glück 
kann man also wenigstens die Diplom- 
A rbe it noch im Wohnheim schreiben.
In dieser verfahrenen S ituation kam O ber­
bürgerm eister Engel die, wie er meint, 
rettende Idee. Er erlaubte den Mietern 
des Gemeinnützigen Bauvereins, an Stu­
denten zu vermieten. Der Bauverein h ielt 
es jedoch nicht fü r notwendig, seine M ie­

te r über den Beschluß zu inform ieren. 
„D ie Information unter den M ietern funk­
tion ie rt auch so sehr gut.“ Im übrigen 
hat der Bauverein kein sonderliches Inter­
esse, daß sehr viele Anträge zur Unter­
verm ietung geste llt werden, da damit 
M ehrarbeit verbunden ist. „A ls  Gemein­
nütziger Verein verfügen w ir nur über 
einen beschränkten Etat.“ W ie von ande­
rer Seite (z. B. im Südhessen-Spiegel) 
schon vermutet, war die Entscheidung des 
Vorstandsm itg liedes Engel po litischer Na­
tur. W eder vor noch nach dieser V or­
standssitzung untersuchte der Bauverein, 
ob dieser Beschluß überhaupt sinnvoll ist, 
das heißt, ob und w ieviele W ohnungen er 
verm ietet, die fü r eine Unterverm ietung 
an Studenten in Frage kommen. B isher 
hat sich auch noch kein M ie ter gemeldet. 
Im Frühjahr wies von Friedeburg m it Stolz 
darauf hin, daß durch Neubauten die Ka­
pazität der TH bis zum Herbst um 2000 
Studienplätze erhöht werde. Aber diese 
Zahl ist Augenwischerei, wenn nicht 
gleichzeitig genügend Wohnraum für 
Studenten zur Verfügung steht.
Der private Z immermarkt is t längst er­
schöpft und die S tadt ist nicht bereit, 
ihre unrentablen, zum Teil leerstehenden 
Hotels zur Verfügung zu stellen. Es ble ib t 
also nur der staatliche Wohnheimbau.
Der Senat und der Verwaltungsrat der 
TH hatten schon vor längerer Ze it ge­
fordert, fü r jeden neuen Studienplatz e i­
nen W ohnheim platz zu bauen. Als vor 
einigen Wochen Bundesm inister Leussink 
in Darmstadt war, wies ihn Rektor Lingen- 
berg auf die W ohnmisere der darmstädter 
Studenten und auf den Senatsbeschluß 
hin. Leussink zeigte wenig Verständnis: 
„Das ist ein sehr dummer Beschluß!“

Wer bekommt Wohngeld?
1. Das Wohngeld wird nicht mehr 

nach der Quadratmeterzahl, son­
dern nach der Miethöhe berech­
net. Es liegen weiterhin Höchst­
mieten fest, doch stieg der 
Höchstsatz für einen Allein­
stehenden von etwa DM 112,— 
auf DM 190,-.

2. Die Einkommensgrenze hat sich 
von DM 9000,- auf DM 9600,— 
und für jedes weitere Familien­
mitglied von DM 1800,— auf DM 
2400,— erhöht. Außerdem wur­
den die Möglichkeiten erwei­
tert, die Einkommensgrenze zu 
erhöhen.
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Von der Ingenieurschule 
zur Fachhochschule
Das Fachhochschulgesetz tritt nächstes Jah r in Kraft

Am Donnerstag dem 5. 11. 1970 beschlos­
sen die Studenten der Staatlichen Inge­
nieurschulen fü r Maschinenwesen und für 
Bauwesen in Darmstadt einen V orle ­
sungsstreik bis einschließlich Mittwoch, 
den 11. 11. 1970. In fast allen anderen 
Ingenieur-Schulen in Hessen wurde eben­
fa lls gestre ikt.
Der Anlaß war ein „V orentw urf fü r eine 
A llgem eine Rahmenprüfungsordnung für 
Fachhochschulen“ der Kultusm in isterkon­
ferenz (KM K), der alle bisherigen Re­
formbemühungen in Hessen in Frage 
stellt.
Um die Problem atik dieses Entwurfes zu 
verstehen, ist es notwendig, rückblickend 
die Entwicklung der letzten Semester an 
den Ingenieur-Schulen in Hessen zu be­
trachten.
Im Sommersemester 1969 hatten fast alle 
Ingenieur-Schulen in der BRD das Seme­
ster abgebrochen.
Die Forderungen waren damals:
O  Integration der Ingenieur-Schule in 

den Hochschulbereich 
0  Zuerkennung der Rechtsform der K ör­

perschaft des öffentlichen Rechts für 
die Fachhochschulen

£  paritätische Bete iligung der S tuden­
ten an den Entscheidungen der Fach­
hochschulen

Q  Schaffung einer 12-jährigen rein schu­
lischen Vorb ildung als E ingangsvor­
aussetzung für die Fachhochschule 

©  zu rücknahme des Ordnungsrechts.
Im W intersem ester 69/70 wurden die In­
genieur-Schulen in Hessen vom Kultus­
m inisterium (M öller-Erlaß vom 18. 11. 69) 
aufgefordert, sich bis zum 15. Januar 1970 
schriftlich zu Grundsätzen der S tud ienre­
form zu äußern.
In diesem Erlaß waren Vorschläge zur 
„F re izüg igke it des Stud ium s“ , zu „S tu ­
diengängen und Studienplänen, A rbe its ­
nachweisen und Prüfungen“ enthalten.
Auf Grund dieses Erlasses wurden A r­
beitskreise aus Studenten und Dozenten 
gebildet, die sich m it diesen „G rundsät­
zen zur S tud ienreform “ befaßten und ihre 
Stellungnahme dem Kultusm inisterium  
schriftlich einreichten.
Am Anfang des Sommersemesters 1970 
te ilte  der Kultusm in ister per Erlaß mit, 
daß er diese „Anregungen zur V orbere i­
tung der Studienreform  sorg fä ltig  ge­
p rü ft“ habe und „b it te t“ die Schulen m it 
Beginn des Sommersemesters die S tu­
dienreform  einzuleiten. (D ieser Erlaß vom 
17. 3. 70 wurde durch einen Erlaß vom 
23. 4. 70 ab Z iffe r 6 etwas abgeändert.)
Für die Verw irklichung der Studienreform

sollen nach diesem Schreiben folgende 
Grundsätze gelten:
„Das Studium wird in ein Haupt- und 
Grundstudium gegliedert, das nach drei 
Jahren zu einem berufsqualifizierenden 
Abschluß führt.
Die Studienprogramme umfassen Pflicht­
fächer, W ahlpflichtfächer und Wahlfächer. 
Die Formen der Lehrveranstaltungen 
sind: Vortrag, Übung, Seminar und Son­
derveranstaltungen. Das Schwergewicht 
der Lehrveranstaltungen lieg t bei den 
Übungen, Seminaren und Praktika. Der 
A rbe it in kleineren Gruppen soll beson­
dere Bedeutung zukommen. Die Inge­
nieur-Schulen stellen Studienprogramme 
auf, die der Genehmigung des Kultus­
m inisters bedürfen.
A rt und Reihenfolge der Lehrveranstal­
tungen werden vom Studenten fre i ge­
wählt, sofern nicht eine Lehrveranstal­
tung eine andere voraussetzt.
Jeder an einer staatlichen Ingenieur­
schule seiner freien Wahl eingeschriebe­
ne Student hat das Recht,
^  sein Studium an einer anderen staat­

lichen Ingenieur-Schule in der gleichen 
Fachrichtung fortzusetzen oder 

®  sein Studium nach Abschluß des 
Grundstudiums an der gleichen oder 
anderen staatlichen Ingenieur-Schule 
in einer anderen Fachrichtung fortzu­
setzen.

Das Recht auf fre ie  W ahl des Stud ienor­
tes oder der Lehrveranstaltungen kann 
in Ausnahmefällen eingeschränkt werden, 
wenn aus kurzfristig nicht zu beseitigen­
den Umständen räumlicher, personeller 
oder organisatorischer Art, die Zahl der 
vorhandenen Studienplätze m it Rücksicht 
auf den zu erfüllenden Lehrauftrag der 
Ingenieur-Schule nicht vergrößert werden 
kann.
Über die erworbenen Kenntnisse und 
Fähigkeiten legt der Student während 
seines Studiums Studienergebnisse vor. 
S tudienergebnisse sind schriftliche, p la­
nerische, konstruktive oder experim entel­
le Arbeiten und Leistungen in Lehrveran­
staltungen und Fachgesprächen.
Die Dozenten legen im Einvernehmen mit 
dem zuständigen Arbe itskreis zu Beginn 
des Semesters fest, welche Leistungen 
bei den einzelnen Studienergebnissen 
vorausgesetzt werden. Aufgrund dieser 
S tudienergebnisse wird je  Fach ein 
Schein erte ilt, wenn die S tudienergeb­
nisse des Faches insgesamt mindestens 
m it „ausreichend“ benotet werden kön­
nen.
Die Scheine des Grundstudiums sollen

nicht d iffe renziert benotet werden. Die 
Zwischenprüfung g ilt als bestanden, wenn 
alle Scheine des Grundstudiums erwor­
ben worden sind.
Die Scheine des Hauptstudiums sollen 
d iffe renziert benotet werden. Damit die 
Hauptscheine als Teil der Abschlußprü­
fung im Vergleich zur Hochschule gewer­
te t werden können, soll im Verlauf des 
Studiums in e i n e m  Fach e i n e  schrift­
liche Klausur enthalten sein. Der z w e ite ^  
Teil der schriftlichen Abschlußprüfung is ^ B  
die Ingenieurarbeit. Der mündliche Teil 
der Abschlußprüfung besteht aus einem 
Kolloquium  über das Thema der Inge­
nieurarbeit.
Bis zur Errichtung der Fachhochschule 
werden an den Ingenieur-Schulen A r­
beitskreise gebildet, denen Dozenten und 
Studenten angehören. Die Zahl der Ver­
tre te r der Studenten beträgt 50°/o der 
Zahl der V ertre te r der Dozenten. Die A r­
beitskreise beraten und beschließen über 
alle die Durchführung der Studienreform 
betreffenden Fragen.“
Das war der Stand der Studienreform, 
als am 17. 10. 70 den D irektoren der In­
genieur-Schulen der Vorentwurf einer 
„A llgem einen Rahmenprüfungsordnung 
für Fachhochschulen“ vorgelegt wurde. 
Dieser Rahmenprüfungsentwurf ist weder 
dem SVI (Studentenverband Deutscher 
Ingenieurschulen; seit e in iger Z e it umbe­
nannt in Verband der Studentenschaften 
an Fachhochschulen und Höheren Fach-^fc 
schulen) noch der Studentenschaft z u r ^  
Diskussion vorgelegt worden und konnte 
erst über Umwege besorgt werden. Es 
hatte sich hier wie o ft schon früher ge­
zeigt, daß die KM K nicht bereit ist, auf 
die Vorschläge der Studenten einzuge­
hen.
Die wichtigsten Punkte dieser Vorlage 
sind:
Durch den § 2 wird die Vor- und A b­
schlußprüfung, die bereits in Hessen ab­
geschafft worden ist, w ieder eingeführt. 
Nach § 4 soll ein Prüfungsausschuß aus 
dem Lehrkörper des zuständigen Fachbe­
reichs bestellt werden. Damit ist jede Be­
te iligung der Studenten an diesem Prü­
fungsausschuß ausgeschlossen.
G leichzeitig hat der Prüfungsausschuß 
nach § 4 Abs. 3 die Aufgabe, Anregungen 
zur Reform der Studienpläne und Prü­
fungsordnung zu geben. Damit wird er 
gleichzeitig zum Studienreformausschuß 
ohne Bete iligung der Studenten.
In § 6 w ird das alte Notensystem in aller 
Perfektion w ieder eingeführt.

14



Fachhochschulgesetz
Parallel zu den „Grundsätzen zur S tu­
d ienreform “ , die die „Überführung der 
Ingenieur-Schulen und Höheren Fach­
schulen in die Fachhochschule“ erm ög­
lichen sollen, liefen die Beratungen und 
Lesungen des Fachhochschulgesetzes 
(FHG).
Am 25. 7. 70 wurde das FHG verabschie­
det. Es tr it t  am 1. 8. 71 in Kraft.

^ la c h  dem FHG wird in Darmstadt eine 
■achhochschule m it den folgenden Fach­
bereichen gegründet (§ 43):
1. A rchitektur
2. Bauingenieurwesen
3. Maschinenbau
4. Elektrotechnik
5. Chemische Technologie
6. Sozialpädagogik
7. Pädagogik
8. Mathematik, Naturwissenschaften und 

Datenverarbeitung
9. Sozial- und Kulturwissenschaften. 
Ü bergele ite t werden in die Fachhoch­
schule Darmstadt (§ 44):
1. die Staatliche Ingenieur-Schule für 

Bauwesen Darmstadt,
2. die Staatliche Ingenieur-Schule für 

Maschinenwesen Darmstadt,
3. die Staatliche Chemieschule Darm­

stadt,
4. das Pädagogische Fachinstitut Jugen­

heim,
5. die Staatliche Höhere Fachschule für 

^  Sozialpädagogik Darmstadt.
w ie  Fachhochschulen unterstehen der 
Aufsicht des Kultusm inisters und sind 
rechtsfähige Körperschaften des öffen t­
lichen Rechts. Sie verwalten ihre Angele­
genheiten nach Maßgabe der Gesetze in 
eigener Verantwortung unter der Aufsicht 
der Länder.
Die zentralen Organe der Fachhochschule 
sind:
1. der Rektor
2. der Konvent
3. der Rat.
Der Rektor le itet und ve rtritt die Fach­
hochschule. Er ist Vorsitzender des Rats. 
Der Rektor kann den Beschluß eines O r­
gans der Fachhochschule oder eines 
Fachbereichs beanstanden. Die Bean­
standung hat aufschiebende W irkung. In 
dringenden Fällen kann der Rektor vor­
läufige Maßnahmen treffen.
Der Konvent wählt den Rektor und den 
Prorektor m it der M ehrheit seiner M it­
g lieder in geheimer Wahl.
Der Konvent setzt sich aus den V ertre­
tern der Fachhochschullehrer und sonsti­
gen Lehrer, den Vertretern der Studen­

ten und sechs Vertretern der weiteren 
Bediensteten zusammen. Die Zahl der 
S tudentenvertreter beträgt 50°/o der übri­
gen M itglieder.
Außer der W ahl des Rektors und des Pro­
rektors berät und beschließt der Konvent 
über alle Angelegenheiten der Fachhoch­
schule von grundsätzlicher Bedeutung,

T O B A C C O
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soweit keine anderen Organe dafür zu­
ständig sind.
Der Rat besteht aus dem Rektor als Vor­
sitzender, dem Prorektor als s te llvertre­
tender Vorsitzender, den Fachbereichs­
leitern, sechs vom Studentenparlam ent ge­
wählten Vertretern der Studenten, einem 
Vertre ter der weiteren Bediensteten und 
dem Verwaltungsdirektor m it beratender 
Stimme.
Zu den Aufgaben des Rats gehört die 
Koordinierung der Lehr-, Studien- und 
Prüfungsangelegenheiten der Fachberei­
che, der Entwurf des Haushaltsvoran­
schlags nach § 11 des Hochschulgesetzes, 
die Zuweisung der Personalstellen und 
Sachmittel an die Fachbereiche und die 
Genehmigung der Geschäftsordnung der 
Fachbereiche.
Das FHG regelt auch den Übergang von 
einer Fachhochschule zu einer anderen 
Hochschule.
Nach § 30 is t jede r Fachhochschul-Stu- 
dent, der die Abschlußprüfung bestanden 
hat, berechtigt, an einer anderen Hoch­
schule weiterzustudieren. Der aufnehmen­
de Fachbereich bestimmt, in welchem Um­
fang ein Studium an der Fachhochschule 
auf das Studium an einer anderen Hoch­
schule anzurechnen ist.
In einigen anderen Bundesländern wurde 
den Absolventen von Ingenieurschulen und 
gleichrangigen Bildungseinrichtungen die 
Hochschulreife schon vor Inkrafttreten des 
FHG zuerkannt.

An den Hochschulen in Rheinland-Pfalz 
z. B. können die  Ingenieurstudenten in 
allen Fächern zum Studium zugelassen 
werden.
Bis zum Inkrafttreten des FHG beste llt 
der Kultusm in ister fü r jede öffentliche 
Fachhochschule Beauftragte fü r das Amt 
des Rektors und Prorektors.

Kein Rektor wird gekürt

In Darmstadt fand die W ahl fü r diese 
Beauftragten am 23. 11. 70 statt. Herr 
Kröhnert, Sprecher des Personalrates 
der SISM (Staatl. Ingenieurschule für 
Maschinenbau), rie f schon vorher alle die 
Dozenten zusammen, die auf der frag­
würdig gewordenen hohen Ebene dieses 
exquisiten Herrenclubs in den abgelau­
fenen Jahren auch an der Bildungsmisere 
m itgearbeitet haben.
Und sie kamen, bis auf jene, die man 
nicht rechtzeitig antraf oder antreffen 
wollte. Und die zerzausten Veteranen 
werkelten nach langgeübter Tradition in 
scheinheiliger E instim m igkeit an der Wahl 
zum Rektor.
Sie fanden einen Kandidaten, tü ffte lten 
eine Einladung aus; die nichts über die 
W ahl verriet, und waren zufrieden, weil 
man sich einschwor, kein Protokoll nach 
Außen zu verkünden.
Es war ein Marsch auf Umwegen, ehe den 
AStA  das schlechtgehütete Papier er­
reichte. Und während die Kröhnert-C rew 
sich über ihren Coup freute, ste llten die 
Studentenschaft und die verkröhnerten 
Dozenten einen Gegenkandidaten auf. 
Noch mehr Licht in die A ffäre brachte die 
Tatsache, daß die A rbe ite r und Ange­
stellten zufälligerweise nicht vom planen­
den Personalrat, sondern der S tudenten­
schaft zur Rektorwahl eingeladen wurden. 
Die V ertre te r des Personalrates, einge­
stim m t von Dr. Krautkrämer, taktierten 
wie immer: Ihnen fie l nichts anderes ein, 
als m it allen formaldemokratischen M it­
teln zu versuchen, die Versammlung zu 
sprengen. Selbst ihre eigene manipulierte 
Einladung mußte herhalten, um die uni­
form ierten Sozialpädagogen fü r ihre fa ­
denscheinigen Argumente breitzuklopfen. 
Nach fünfstündigem  autoritären Geschrei 
wurden die Kandidaten der Studenten­
schaft, Herr Ackermann und Herr W agner 
m it großer M ehrheit als Beauftragte für 
das Amt des zukünftigen Rektors bzw. 
Prorektors gewählt.
Zurück blieben der Personalrat und ein 
Personalratsgeschädigter: der Kandidat 
Dr. Weber.
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Entwicklungshilfe - für wen?

Das Cabora-Bassa-Projekt festigt 
den Sklavenstatus der Ostafrikaner

„Allerlei linke Kreise haben ja in 
dieser Sache lamentiert, ohne sich 
sonderlich über Gründe und Hinter­
gründe zu informieren. Und auch 
der Entwicklungsminister Eppler, 
der es eigentlich besser wissen 
müßte, sprach von dem Staudamm 
als einem ,Bollwerk der weißen 
Vorherrschaft im südlichen Afrika1. 
Man braucht über die Rolle der 
Weißen in Südafrika überhaupt 
nichts zu wissen, sondern nur die 
Logik beanspruchen, um sich zu 
fragen, was denn hier ein Bollwerk 
sein soll. Das Gerede von dem 
Bollwerk, das immer wiederkehrt, 
beruht auf Schwachsinn. Der Damm 
am Sambesi ist keine Festungs­
mauer sondern ein Staudamm.. . “ 
(CDU-Organ ,Deutsches Monats­
blatt' 9/1970 zum Cabora-Bassa- 
Staudamm)
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I. Die Ausbeutung Mozambiques im Vermietung von mozambiquischen 
20 Jahrhundert Minenarbeiter an Transvaal, Süd-Afrika

und Rhodesien
Als auf der Berliner Konferenz 1884/85
A frika  an die europäischen Großmächte Parallel zum Agrarkapitalism us in Mozam- 
verte ilt wurde, konnte Portugal als neu- bique entw ickelte sich in den benachbar- 
tra le r Staat seine Kolon ia lgebiete be- ten englischen Kolonien die Bergbauin- 
haupten, darunter auch Mozambique. Die dustrie: Goldminen in Südafrika, Kupfer- 
Großmächte untersagten auf dieser Kon- minen in Rhodesien, 
ferenz das sklavenhalterische prazo-Sy- Außer durch die Kapitalverflechtungen 
stem in Mozambique, da die Sklaven in und d je fremden Verkehrswege im Land 
den umliegenden Kolonien als „fre ie  ‘ wurde Mozambique auch durch die R ^ |  
Lohnarbeiter benötig t wurden. Anstelle des krutierung von Arbeitskräften fü r den enF  
prazo-Systems wurde ein neues Ausbeu- stehenden Bergbau an die Kolonialmäch- 
tungssystem eingeführt in Anlehnung an \e der umliegenden Staaten gebunden, 
die von Cecil Rhodes gegründete South Zwischen der portugiesischen Regierung 
A frica  Chartered Company. Die portu- und zuerst der Regierung von Transvaal, 
giesische Kolon ia lreg ierung gab ihre Auf- später der der Südafrikanischen Union, 
gaben und Privilegien wie Adm inistration, wurden Verträge „bezüglich der Eingebo- 
Steuereinziehung, Rekrutierung von Ar- renen, der Eisenbahnen, des Handels 
beitskräften und Polizisten, Vergabe von und der Z ö lle “ abgeschlossen, in den 
Prospektionsrechten und Rechtsprechung Jahren 1897, 1901, 1909, 1928, 1934, 1936, 
an private Gesellschaften ab, d ie dafür 1940. Sie haben bis heute G ültigkeit, ab­
eine Pauschalsumme an die portug ie- gesehen von leichten M odifikationen der 
sische Regierung abführten. Der größte Prozentzahlen. Darin wurde festge legt, 
Teil des Aktienkapita ls wurde fü r m ili- daß die W itwatersrand Native Labour 
tärische Zwecke verwandt. Association — die südafrikanische Asso­

ciation zur Anwerbung von Minenar- 
Kopfsteuer für Eingeborene beitem  — das Recht habe, minimal

65 000, maximal 100 000 afrikanische Bau- 
1910 wurde Mozambique von drei großen ern aus Mozambique als G rubenarbeiter 
Gesellschaften beherrscht: der Mozam- in den südafrikanischen Minen anzuwer- 
bique Company, die von britischem und ben. Pro Kopf der rekrutierten A rbe ite r 
französischem Kapital getragen wurde erhält die portugiesische Regierung ca. 
und fü r sich das ganze Territorium  der DM 25,—. Außerdem wird die Hälfte d ^ ^  
Provinz Manica e Sofala beanspruchte; Arbeitslohnes an die portugiesische R^P 
der Nyassa Company, die das G ebiet der gierung ausgezahlt. Die A rbe ite r erhal- 
Provinz Nyassa beanspruchte und haupt- ten ihren vollen Lohn erst nach ihrer 
sächlich von britischem, außerdem von Rückkehr nach Mozambique, wenn die 
deutschem und französischem Kapital ge- Steuern abgezogen wurden. Die Einnah­
tragen wurde; der ebenfalls britischen men aus dem Verkauf der Arbeitskräfte 
Ibo Syndicate, die weniger Rechte als machen etwa 2% des Staatseinkommens 
die beiden anderen besaß und auch über von Mozambique aus. Als Gegenleistung 
ein kleineres G ebiet verfügte. für die Versorgung mit Arbeitskräften
Die w ichtigste Einnahmequelle dieser Ge- verpflichtet sich die südafrikanische Re- 
sellschaften war d ie Kopfsteuer der Ein- gierung, ca. 50% ihres gesamten Exports 
geborenen. Diese Steuern mußten in über mozambiquische Häfen abzuwik- 
Geld, nicht in Naturalien wie in den tra- kein, das heißt, die portugiesische Regie- 
d itionellen Gesellschaften, bezahlt wer- rung verd ient doppelt an der Vermietung 
den. Dadurch wurden die A frikaner ge- von M inenarbeitern. Die Gebühren für 
zwungen, entweder als Lohnarbeiter bei die Benutzung der Eisenbahnen und der 
Weißen oder durch Verkauf eigener Häfen sind eine wichtige Einnahmequelle 
Agrarprodukte Geld zu verdienen. Der des Staates. Insgesamt bilden sie und 
Anbau von Produkten zum Verkauf wurde die Einnahmen für die W anderarbeiter 
von den Gesellschaften und vom Staat nach Südafrika 50% des Staatsbudgets, 
weitgehend eingeschränkt, da A rbe ite r Die Abhängigkeit von diesen Einnahmen 
für die Plantagen, nicht aber unabhängige erklärt, warum auch in den neuesten Ent- 
K leinbauern gebraucht wurden, oder der wicklungsplänen für Mozambique der Aus­
private Anbau wurde in ein neues Aus- bau des Verkehrsnetzes und der Häfen 
beutungsschema in tegrie rt wie der m it an erster S telle steht.
Zwangsanbau von Baumwolle. Die offiz ie lle  Höchstzahl von 100 000 mo-



zambiquischen M inenarbeitern in Süd­
afrika ist viel zu niedrig. Z e itw e ilig  sind 
bei Erhebungen dreimal soviel festgeste llt 
worden. Sie kommen illegal, allerd ings 
m it aktiver Unterstützung der südafrika­
nischen Native Labour Association, die 
eigens ausgebildete Anwerber nach Mo­
zambique schickt. O ffiz ie ll dürfen sie nur 
im Süden Mozambiques bis zum 22. B rei­
tengrad rekrutieren. In der M itte der 50er 
Jahre stammten 3/4 a ller G rubenarbeiter 

Südafrika aus Mozambique. Sie wer- 
0 ; n  von den Minenverwaltungen bevor­
zugt genommen, da sie im Gegensatz zu 
den W anderarbeitern aus Botswana, 
Lesotho und Swaziland, die den Rest der 
Arbe itern stellen, Kontrakte über 2 Jahre
— seit den 20er Jahren über 18 Monate
— eingehen und auch erhalten. Auf Grund 
der trad itione llen  Arbe itste ilung in ihren 
Gesellschaften, bei der die Frauen den 
größten Teil der Feldarbeit leisten, ist es 
fü r die Männer möglich, längere Z e it von 
zu Haus fo rt zu sein, ohne daß die Zu­
rückgebliebenen verhungern.

Das g ilt a llerd ings nur fü r günstige Jahre, 
bei Mißernten entstehen große Hungers­
nöte. Ein anderer Grund fü r ihre B e lieb t­
heit bei den Arbeitsgebern is t die Tat­
sache, daß sie keine Kosten fü r soziale 
Leistungen verursachen. Es g ib t fü r sie 
weder eine Krankenversicherung noch 
eine A ltersversorgung, wie sie — rudi­
mentär und vö llig  ungenügend — fü r süd­
afrikanische A rbe ite r besteht.

J n  der Unmenschlichkeit der A rbe itsbe­
dingungen in den Gruben hat sich seit 
der Pionierphase kaum etwas geändert, 
allerdings w ird heute nichts über die Zahl 
der O pfer veröffentlicht. Die offiz ie lle  S ta­
tis tik  g ib t für die Ze it vor 1902 81 166 To­
te in den Gruben an, fü r die Ze it von 
1902—14 43 484 Tote. Dabei wurden nur 
die gezählt, die to t am Arbeitsplatz um­
fielen, nicht die Menge der A rbeiter, die 
nach ihrer Rückkehr aus Erschöpfung star­
ben. Außer nach Südafrika lie fe rt Mozam­
bique auch Arbe itskräfte  nach Rhodesien 
in die Kupferminen. Die offiz ie lle  Zahl 
lautet 40 000.

Zwangsarbeit für Eingeborene

Infolge der starken Abwanderung in die 
Bergbaugebiete der umliegenden Länder 
wurden die A rbe itskräfte auf den Planta­
gen in Mozambique knapp. Als selbst die 
Erhöhung der Kopfsteuer die A frikaner 
nicht veranlaßte, in genügender Zahl 
Lohnarbeiter zu werden, führte die portu-

Hafenarbeiter in Beira, Mozambique

giesische Regierung 1899 das Zwangs­
arbeitssystem ein, um den Bedarf an A r­
beitskräften fü r die Weißen zu decken. 
Die portugiesische Regierung geht da­
von aus, daß alle A frikaner arbeitslos 
sind, solange sie nicht bewiesen haben, 
daß sie pro Jahr 6 Monate Lohnarbeit bei 
privaten oder staatlichen Unternehmen 
abgeleistet haben, oder im Besitz von 50 
Stück Vieh sind. Können sie das nicht, 
werden sie be liebig in irgendwelchen T e i­
len des Landes für öffentliche oder p ri­
vate A rbeiten eingesetzt gegen Bezah­
lung eines M inimallohnes. Der Besitz von 
50 Stück Vieh ist unter den bestehenden 
Besitzverhältnissen für A frikaner faktisch 
kaum möglich. Seit 1961 ist der Einsatz 
von Zwangsarbeitern offiz ie ll nicht mehr 
erlaubt, w ird in der Praxis aber noch 
durchgeführt. Das Recht der Rekrutierung 
lieg t in der Hand untergeordneter Ver­
waltungsbeamter, die so niedrig bezahlt 
werden, daß sie le icht korrum pierbar 
sind.
Von den Portugiesen wird der A rbe its ­
kräftemangel in terpre tiert als A rbe its ­
scheu und Faulheit der Eingeborenen.

Demzufolge w ird die Zwangsarbeit als 
Erziehungsmaßnahme deklariert. Die letz­
ten Erlässe gegen die „Faulhe it der Ein­
geborenen“ wurden 1942 und 47 verab­
schiedet.

Auf Grund der W anderarbeit, der Zwangs­
arbeit und der „fre iw illig e n “ Lohnarbeit 
sind ständig über 50% der arbeitsfähigen 
männlichen Bevölkerung von zu Hause 
abwesend. Die A frikaner sind also auf 
Grund ihrer objektiven Situation gar nicht 
in der Lage, als selbständige Bauern für 
den Verkauf zu produzieren. Das wird 
ihnen von der portugiesischen Regierung 
als Mangel an Intelligenz und Initia tive 
ausgelegt. Auf der anderen Seite wer­
den alle Versuche zur Gründung von 
Genossenschaften in dem Augenblick von 
o ffiz ie lle r Seite unterdrückt, wo eine w irt­
schaftliche Emanzipation befürchtet wird. 
Nicht einmal der Aspekt, m it dem Cabora- 
Bassa-Damm die Felder zu bewässern, ist 
für die A frikaner von Nutzen, zumal das 
Gebiet, das damit bewässert werden 
kann, hauptsächlich schon von Weißen 
besiedelt ist und im Rahmen des Damm­
baus noch besiedelt wird.
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Produktion und Export

Die wichtigsten Exportgüter sind Baum­
wolle, Caju-Nüsse, Zucker, Tee, Sisal 
und Kopra.
Baumwolle wird im Zwangsanbausystem 
produziert, d. h., die afrikanischen Bau­
ern werden gezwungen, 1,25 ha ihres 
knappen Landes mit Baumwolle zu be­
pflanzen. Die Ernte wird zu festgesetzten 
Preisen unter Marktniveau von großen 
Konzessionsgesellschaften, die mit staat­
lichen Stellen Zusammenarbeiten, abge­
kauft. Bei Mißernten gehen die Bauern 
leer aus und können sich nicht ihren not­
wendigen Lebensunterhalt beschaffen, da 
sie auf dem ihnen verbliebenen Land 
nicht genügend Lebensm ittel produzieren 
können. Sabotage der Baumwollernte 
wird blutig bestraft.
Die Agrarstruktur Mozambiques ist fast 
nur auf Rohstoffproduktion und damit auf 
Export e ingestellt. W ichtige Lebensmittel 
wie G etreide, Milch, Fische, ö l  und W ei­
ne werden aus Portugal eingeführt. Sie 
dienen allerd ings hauptsächlich zur Ver­
sorgung der weißen Bevölkerung. Die 
Lebensm ittelim porte aus Portugal ma­
chen 10,5% des Imports aus.
Der Ante il agrarischer Produkte am Ex­
port be trägt 80%. Am Bruttosozia lpro­
dukt des Landes ist die Agrarproduktion 
nur m it 23,4% beteilig t.

Das Bruttosozialprodukt

Die verschiedenen Sektoren sind am
Bruttosozialprodukt (BSP) fo lgenderm a­
ßen vertreten:
25% des BSP entfa llen auf die Produk­

tion von Rohstoffen, davon 1,6% 
auf mineralische Rohstoffe. Dieser 
Prozentsatz wird sich wesentlich er­
höhen, wenn — wie geplant — die 
Ausbeutung der reichen Rohstoff­
quellen (Kohle, Eisenerz, Asbeste, 
Bauxite, Gold, Uran und Silber) 
durch die internationalen Firmen 
stattfindet.

10% des BSP entfallen auf die verarbei­
tende Industrie: 1961 gab es insge­
samt 1462 Betriebe, die 68 000 A r­
be iter beschäftigten. Es handelt 
sich dabei vor allem um Nahrungs­
m itte l- und Veredelungsbetriebe für 
die agrarischen Rohprodukte. Diese 
Fabriken gehören teilweise den 
Großplantagen. Andere w ichtige Be­
triebe gehören den portugiesischen 
Konzernen CUF und der Champal- 
limaud Gruppe. Sonst g ib t es noch 
einige südafrikanische Unternehmen.

65% entfallen auf den D ienstle istungs­
sektor. Im Verkehr- und Nachrich­
tenwesen sind 16 000 Menschen an­
gestellt, in Bauwirtschaft- und Ver­
sorgungsbetrieben 19 300. Für per­

sönliche Dienstleistungen stehen 
150 000 A frikaner zur Verfügung.

Der große Ante il am D ienstle istungssek­
tor ist gewöhnlich charakteristisch für 
hochindustrialisierte Gesellschaften. In 
diesem Fall weist er jedoch hin auf die 
starke Abhängigkeit der W irtschaft 
Mozambiques von den umliegenden 
Staaten, in bezug auf Verkehr- und 
Transportwesen. Das große Heer der 
D ienstboten macht den parasitären Cha­
rakter der weißen Kolonialherren deut- 
lieh. •

II. Die portugiesische „Rasseninte­
gration“
Die Herrschaft der weißen Einwanderer

Nach dem 1. W eltkrieg erhöhte sich 
die Zahl der weißen Einwanderer. Vor 
allem kamen Deutsche aus den ehem ali­
gen deutschen Kolonien Tanganjika und 
Südwestafrika und ließen sich als Pflan­
zer nieder.
In dieser Z e it sind die Weißen in Mo­
zambique zum großen Teil Unternehmer, 
Händler und Verwaltungsbeamte. Die Be­
sitzer der großen Plantagen leben meist 
in den Städten oder in Europa.
Das Regime Salazar versuchte eine sy­
stematische Besiedlung der afrikanischen 
Kolonien. Seit dem Ende des 2. W e lt­
krieges erhöhte sich die Zahl der Weißen 
in Mozambique von 18 000 auf 80 000. Die 
neuen Immigranten waren vor allem 
Landarbeiter und arme Bauern aus P o A  
tugal, die der A rbe its los igke it und V ^ ^  
elendung im Mutterland entgehen w o ll­
ten. Die Absicht der portugiesischen Re­
gierung ist: „ . .  . w ir wollen, das ist s i­
cher, daß sich die größtmögliche Zahl von 
weißen Familien aus der M etropole im 
Limpopo-Tal ansiedelt, verwachsen mit 
der Erde, Besitzer des Bodens, den sie 
bearbeiten . . (Ansprache zur E inwei­
hung des Staudamms des Colonato do 
Limpopo). Die G ebiete in A frika  sollen 
zu S iedlungskolonien werden, die Weißen 
sollen „H e im atrecht“ erwerben und das 
Land gegen die A frikaner verteidigen. Zu 
diesem Zweck wurden mit großem finan­
ziellen Aufwand Colonatos in neukulti­
vierten Gebieten angelegt. Das sind k le i­
nere S iedlungspro jekte von der Art, die 
in größerem Maßstab für das durch den 
Cabora-Bassa-Staudamm zu ku ltiv ieren­
de Land geplant sind. Gemäß der portu­
giesischen Propaganda von der Rassen­
integration sollen die Siedlungen von 
Weißen und Schwarzen bewohnt werden. 
A llerd ings erhalten die Weißen und Assi-
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milados (europäisierte A frikaner) doppelt 
so vie l Land zugewiesen wie die A frika ­
ner und im Gegensatz zu diesen fertige  
Häuser und Kredite zur Anschaffung von 
Geräten und Maschinen. In einem der 
beiden bestehenden Colonatos hat sich 
bereits eine Klasse von weißen K ap ita li­
sten, die schwarze Lohnarbeiter beschäf­
tigen, herausgebildet.

i
ie Assim ilados

in Assim ilado ist ein europärisierter 
A frikaner und hat, um die sozial besser 
geste llte  Schicht der Assim lierten aufzu­
rücken, vier Forderungen zu erfüllen:
0 Er muß fließend Portugiesisch schrei­

ben, lesen und sprechen können.
@ Er muß seine Familie ernähren.
©  Er muß ein „gutes“ polizeiliches Füh­

rungszeugnis haben.
©  Er muß eine derartige Erziehung ge­

nossen und solche Gewohnheiten ha­
ben, von denen die portugiesischen 
Kolonialherren meinen, daß es von 
Nutzen sein kann, ihm die öffentlichen 
und bürgerlichen Rechte zu gewähren. 

Aus diesen Vorbedingungen und aus der 
Unmöglichkeit für 99% der Afrikaner, 
diese Bedingungen überhaupt theoretisch

grationssystems legt die Rassendiskrim i­
nierung vollends offen: Denn, um diese 
Q ualifikation erfüllen zu können, muß 
man weitaus „z iv ilis ie rte r“ sein als die 
meisten der weißen Einwanderer. 40% 
der Bevölkerung Portugals sind Analpha­
beten und die meisten der Immigranten 
hatten erst in Mozambique die ausrei­
chenden M itte l, um eine Familie zu er­
nähren. Außerdem ist das Konzept der 
„A ss im ila tion“ auch ohne diese absur­
den Bestimmungen rassistisch, denn es 
enthält keine Anerkennung des Afrikaners 
als Afrikaner.

Die Rassendiskriminierung im Sozial- 
und Bildungsbereich

Die europäischen und asiatischen S ied­
ler bewirtschaften ohne diese kleinen und 
m ittleren Bauernhöfe der Colonatos 4 
M illionen Morgen, das ist für 2% der 
Gesamtbevölkerung über ein D ritte l des 
Gesamtgebietes. Dagegen bewirtschaf­
ten die Afrikaner, 97% der Gesamtbe­
völkerung, gerade 7 M illionen Morgen. 
60% der agrarischen Exportprodukte wer­
den auf Großplantagen weißer Sieder an­
gebaut.
Ober das Arbeitsrecht geben auch die 
Löhne Auskunft (siehe Grafiken).

D er. Ma x im a l e  Ta ^ e s l o h n  Fü r  
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erfüllen zu können, erklärt sich die T a t­
sache, daß es 1950 nach fast 500-jähriger 
portugiesischer „Rassenintegration“ ge­
rade 4555 Assim ilados gab — nicht einmal 
ein ganzes Promille der afrikanischen Be­
völkerung. Der H intergrund dieses In te­

Der Ungleichheit des Arbeitsrechtes ent­
spricht die Ungleichheit des Wahlrechts. 
Bei der Wahl von 1964 in Mozambique 
besaßen es nur 92 079 Einwohner, das 
sind bei einer Gesamtbevölkerung von 
G1/a M illionen gerade 1,4%.

Das Schul- und Bildungswesen dient 
ebenfalls zur Unterstützung des portu­
giesischen Herrschaftsaspruchs und zur 
rassistischen Diskrim inierung. Daraus re­
sultiert, daß für das Bildungswesen in 
Mozambique nur 4% des jährlichen 
Staatshaushalts ausgegeben werden und 
95—98% der Bevölkerung Analphabeten 
sind, nämlich die nicht assim ilierten A fr i­
kaner.
Die K inder der Europäer, Assim ilados 
und te ilweise auch der Mulatten und Asia­
ten können sofort m it der Grundschule 
beginnen. Die nicht assim ilierten A frika ­
ner müssen vorher eine Elementarschule 
besuchen, der von Staatswegen die A uf­
gabe geste llt wurde, die Eingeborenen 
„allm ählich von einem Leben in W ildhe it 
zu einem zivilis ierten Leben zu führen“ . 
Für ihr Programm ist weitgehend die rö­
misch-katholische Mission verantwortlich. 
Der Unterricht in der Elementarschule be­
ginnt sofort in portugiesischer Sprache. 
1959 konnten gerade 6928 afrikanische 
K inder in die Grundschule eintreten. 
Aber wie die CDU sagt: „Man braucht 
über die Rolle der Weißen in Südafrika 
überhaupt nichts zu wissen, sondern nur 
seine Logik zu beanspruchen.. . “ , man 
braucht über d ie  CDU nicht v ie l mehr 
wissen, nur seine Logik zu beanspru­
chen. . .
Der Cabora-Bassa-Staudamm soll den 
Sambesi in der Provinz Tete stauen, die 
an Malawi, Sambia und Rhodesien grenzt. 
Der Bau des Dammes dient — technisch 
gesehen — der Erzeugung von e lek tri­
schem Strom und der Lieferung dieses 
Stroms in die Nachbarländer und die Süd­
afrikanische Union sowie an die örtliche 
Industrie, dem Wasserstraßenausbau des 
Sambesi und der landwirtschaftlichen Be­
wässerung. Der Kostenvoranschlag für 
die Errichtung des Dammes, die Ausrü­
stung und die Anlagen für den Energie­
transport beläuft sich auf rund 1,2 M illia r­
den DM. Im O ktober 1969 haben die Bau­
arbeiten begonnen. Laut Bauplan sollen 
der erste Bauabschnitt im März 1975, der 
zweite im Januar 1977 und der dritte  im 
Januar 1979 fe rtigges te llt werden.

W er hat ein Interesse an der Errichtung 
des Staudamms?

Portugal:

1. Durch die Baustelle, die größte A fr i­
kas, werden hunderttausende A rbe its­
kräfte — natürlich Weiße — im Sambesi- 
Tal angesiedelt werden. Dadurch kann
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Portugal seinen Herrschaftsanspruch in 
Mozambique festigen. Die S ituation der 
weißen S iedler wird absolut und im Ver­
gleich zur afrikanischen Bevölkerung noch 
weiter verbessert.

Attraktion für Weiße

„Auch Gastarbeiter in der Bundesrepublik 
wurden angesprochen. Die in Köln erschei­
nende Zeitung „Journal Portugues“ berich­
tete im Januar von einem Rundschreiben des 
portugiesischen Innenministers an portugiesi­
sche Arbeiter in der Bundesrepublik, das auf 
die Möglichkeit der Ansiedlung in Mozam­
bique aufmerksam machte. Ähnliches ist aus 
Frankreich bekannt.
Da die Nachricht über die Ansiedlung einer 
Million Weißer im Sambesital der euro­
päischen Kampagne gegen den Dammbau 
starken Auftrieb gab, beeilten sich die Ver­
antwortlichen zu erklären, daß „unter dem 
Aspekt der gegebenen finanziellen Möglich­
keiten“ die Zahl eine Million reine Phan­
tasie sei. Castro Fontes, der Generaldirektor 
des Übersceministeriums, räumte aber ein, 
daß nach 1973 die Bevölkerung der Sam­
besitäler durch Weiße vermehrt werden 
solle: „sei es durch bereits in Mozambique 
Ansässige (solche, die an Gabora Bassa ar­
beiten), sei es durch solche, die freiwillig 
aus dem Mutterland zuwandern oder aus 
anderen Gegenden, in denen Portugiesen an­
sässig sind.“
Darüber hinaus wies der Pressedienst der 
portugiesischen Botschaft in Bonn im März 
voller Stolz auf die Pläne einer neuen Stadt 
vCabora Bassa“ im Gebiet von Songo hin, 
aus deren Anlage hervorgeht, daß sie eine 
Attraktion für Weiße werden soll: „Die 

ersten Bauten werden vom Staat erstellt; es 
sind zunächst Wohnhäuser verschiedener Ty­
pen für größere und kleinere >Familien, wei­
terhin ein Krankenhaus, Schulen, Herber­
gen und Gasthäuser, Theater, Sport- und 
Erholungszentren. Durch großzügige Gar­
tenanlagen soll das Stadtbild auf gelockert 
werden. Eine moderne Kanalisation und 
fester Straßenausbau mit Asphaltbelag wer­
den dem neuen Zentrum ein modernes Ge­
präge geben. . .  Man erwartet, daß im De­
zember die ersten Familien der Leute, die 
bereits im Cabora-Bassa-Gebiet arbeiten, 
nachgeholt werden können. Die Stadt Ga­
bor a-Bassa wird auf einer Hochebene 930 
Meter über dem Meeresspiegel liegen. Das 
Klima ist auch für Europäer ausgezeichnet. 
Die Umgebung bietet vielfältige Gelegenheit 
zu Jagd> Fischfang u. ä.“
Es liegt auf der Hand, daß solche Einrich­
tungen nicht für die angestammte Bcvölke-
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rung Mozambiques gedacht sind, die auf 
Grund gezielter portugiesischer Kolonialpoli­
tik zu rund 90 Prozent nicht lesen und schrei­
ben kann und daher kaum berufliche Auf­
stiegschancen besitzt.“
(Frankfurter Rundschau vom 19. 8. 1970)

2. Die mozambiquesche Befreiungsbewe­
gung „FR E LIM O “ wird durch den Stau­
damm entscheidend zurückgeschlagen. 
Nach der Errichtung des Staudamms und 
der damit verbundenen Ansiedlung von 
Weißen wird es für die FRELIMO fast 
aussichtslos, die Selbstbestimmung für 
die afrikanische Bevölkerung Mozambi­
ques erreichen zu können.

Vergünstigungen für weiße Arbeiter

„Solch ehrgeizige Pläne setzen enorme infra­
strukturelle Aufwendungen voraus. Um den 
riesigen Bedarf an Arbeitskräften zu decken, 
ist angeblich die Ansiedlung von einer Mil­
lion Europäer in den nächsten zehn Jahren 
geplant, darunter 300 000 portugiesische Ar­
beiter, die augenblicklich wegen der Arbeits­
losigkeit im Mutterland im Ausland leben. 
Die Regierung in Lissabon stellt weißen Ar­
beitern für die Beteiligung am Cabora- 
Bassa-Projekt nicht nur freie Überfahrt, 
gute Löhne, Sozialleistungen und alle 18 Mo­
nate einen Europaurlaub in Aussicht, son­
dern nadj erfülltem Kontrakt schließlich so­
gar Grund und Boden im Sambesital inklu­
sive Haus und Ausrüstung, die nach mehr­

jähriger Arbeit Eigentum werden.
Die Bedeutung Cabora Bassas ist primär 
politisch: im gleichen Maßet wie die Ver­
wirklichung dieser Pläne die portugiesische 
Herrschaft festigt, schwinden die Aussichten 
der schwarzen Bevölkerungsmehrheit, die 
Geschicke ihres Landes in absehbarer Zeit 
selbst bestimmen zu können.“
(Frankfurter Rundschau vom 27. 5. 1970)

3. Portugal verdient an dem Verkauf des
Stroms, welcher an die N a ch b a rla n d ^  
ge lie fert wird. ^

4. Durch diese riesige Energiequelle ist 
der Abbau der vielen und profitträchtigen 
Bodenschätze (z. B. Erdöl, Gold, Uran, 
Kohle und viele seltene Metalle) der 
Provinz Tete möglich geworden, genau 
wie der Abtransport der Rohstoffe auf 
dem Sambesi und die Überseever­
schiffung in dem geplanten Hafen im 
Sambesi-Delta.

Kanalisierung und Bodenschätze

Neben der Elektrizitätserzeugung bezweckt 
das Projekt eine Kanalisierung und Schiff­
barmachung des Sambesi; in einem der Del- 
taarmc soll ein großer Hafen für Hochsee­
schiffe gebaut werden. Damit wird der Sam­
besi von Chinde (am indischen Ozean) aus 
bis Zumbo (an der Grenze zwischen Mo­
zambique und Zambia und Rhodesien) schiff^ 
bar sein und den Bau einer Eisenbahnlii^ß
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für den Abtransport der im Sambesital er­
zeugten Produkte entbehrlich machen.
Die portugiesische Regierung hat nämlich die 
Möglichkeiten zur wirtschaftlichen Entwick­
lung des ganzen Gebietes einer eingehenden 
Untersuchung und Überprüfung unterziehen 
lassen. Der Untersuchungsbericht wurde vor 
kurzem veröffentlicht. Aus diesem geht her­
vor, daß sich im Moatzegebiet ein Kohlevor­
kommen von ISO km Länge und 19 km 
Breite befindet, und zwar zwischen Chicoa 
um Zumbo. Dazu kommen in der Machedue- 

/iBtassamba-Zone Vorkommen an Titanit und 
agnetit mit bedeutendem Vanadiumgehalt, 

während die Eisenvorkommen von Mucnde 
auf viele Millionen Tonnen geschätzt werden. 
Bei Chinde und Messeca befinden sich außer­
dem vielversprechende Kupfervorkommen 
und auch die Manganvorkommen im Gebiet 
von Chioci-Changara scheinen sich als um­
fangreicher zu erweisen, als ursprünglich an­
genommen wurde. Dazu kommen in gewissen 
Gegenden des Sambesitals verschiedene Mine­
ralablagerungen, wie Beryll, Nickel, Chrom 
und Bauxit. Dank den Kohlenvorkommen 
und den niedrigen Preisen für elektrischen 
Strom beabsichtigt die Kommission den Auf­
bau von Stahl- und Eisenwerken sowie Ti­
tan-, Vanadium- und Aluminiumwerken.“ 
(Neue Züricher Zeitung vom 29. 2. 1970)

5. Die Portugiesische Industrie, Trans­
port- und Handelsgesellschaften — insbe­
sondere die der ZAM CO  angeschlossene 
SOREFAME (Socieda des Reunidas de

f kbricaes Mötalicas, S.A.R.L.) — verdie- 
en an diesem Projekt.

Frelimo-Kämpfer bei der Ausbildung

6. Durch den Bau kann Portugal seine 
w irtschaftlichen, politischen und m ilitä ri­
schen Beziehungen außer zu den be te i­
ligten europäischen Industriestaaten auch 
zu den rassistischen Nationen Afrikas, der 
Südafrikanischen Union und Rhodesien, 
verbessern.

Der ZAM CO  gehören außerdem noch die 
deutschen Firmen AEG, AEG-Telefunken, 
BBC (Mannheim), Hochtief, Siemens AG., 
Voith an; außerdem vier französische F ir­
men, eine italienische und eine portug ie­
sische Firma und noch zwei weitere süd­
afrikanische Firmen.

Rhodesien

1. Rhodesien bekommt durch den Cabora- 
Bassa-Damm einen direkten W eg zum 
Meer. Der Transport von in Rhodesien 
gewonnenen Rohstoffen auf dem Sambesi 
ist wesentlich b illige r als m it der geplan­
ten Eisenbahn.

Die Südafrikanische Union

1. M it der Errichtung des Staudamms 
wurde der Firmenverbund ZAM CO  (Zam- 
beze Consörcio H idroe löctico) beauf­
tragt, die von südafrikanischem Kapital, 
Firma Anglo-Am erican Corporation of 
South A frica, beherrscht wird. Dies, ob­
wohl man auch in Lisabon bei der ZAM CO 
Bedenken hatte, da der südafrikanische 
Einfluß — besonders der rassistische — 
in den portugiesischen Kolonien sehr 
stark zugenommen hatte.

2. Durch eine 1400 km lange Hochspan­
nungsleitung — neuer W eltrekord — wird 
die Südafrikanische Union an der Energie 
beteilig t, die im Sambesital gev/onnen 
wird.

3. Die Südafrikanische Union kann einer­
seits als „B au le ite r“ des Staudamms und 
anderseits durch die verbesserten Be­
ziehungen — auch oder sogar besonders 
m ilitärischen Beziehungen — direkten 
Einfluß auf die innenpolitische Lage in 
Mozambique nehmen und ihre rassisti­
schen Bemühungen fortsetzen.

„The dämm will make the Zambesi navi- 
gable up to the Rhodesian border and will 
give Rhodesia a valuable new outlet to the 
sea. Portugal plans to build a harbour in 
the Zambesi delta which will be connected 
by canal to a navigable part of the river.“ 
(The Damm at Cabora Bassa, London, 
Januar 1970)

2. Rhodesien kann jederze it durch eine 
direkte und relativ kurze Leitung an der 
in Cabora Bassa gewonnenen e lektri­
schen Energie be te ilig t werden.
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3. Die herrschende weiße M inderheit 
Rhodesiens ist genau wie die Weißen in 
der Südafrikanischen Union an der Zer­
schlagung der mozambiqueschen B efre i­
ungsbewegung FRELIMO interessiert.

Außer Portugal, der Südafrikanischen 
Union und Rhodesien sind noch beson­
ders einige Industriefirmen, Handels- und 
Erdölgesellschaften in der BRD, in Frank­
reich und den USA am Cabora-Bassa- 
P rojekt interessiert, denn in Mozambique 
g ib t es was zu holen. Was die einen am 
Bau des Dammes verdienen, schlagen die 
anderen mehrfach an der Ausbeutung der 
Rohstoffe heraus.

Der Cabora-Bassa-Staudamm wird a ller­
dings in Mozambique errichtet. Und die 
afrikanische Bevölkerung Mosambiques, 
97% der Gesamtbevölkerung, hat kein 
Interesse an der Errichtung des Damms. 
Denn der einzige „V o rte il“ den sie sehen 
können, ist, daß ein paar von ihnen 
jämmerlich unterbezahlt an der Vollen­
dung jenes W erks m ithelfen dürfen, das 
die Selbstbestimmung Mozambiques zu­
m indest fü r die nächsten Jahrzehnte un­
möglich macht.
Durch den Cabora-Bassa-Damm werden 
die Gegensätze zwischen Weiß und 
Schwarz vergrößert, wird die soziale und 
politische Ungerechtigkeit gegenüber der 
schwarzen Bevölkerung vermehrt, wird 
Portugals Herrschaft in Mozambique ge­
festig t, und der Einfluß der Südafrikani­
schen Union und Rhodesiens verstärkt, 
w ird die Befreiungsbewegung der A fri-

SA M B IA  
Lusaka ■

R H O D E S IE N  

\ «  Salisbury

KONGO TANSANIA

Staudammprojekt
C A BO RR A  B A SSA  
r  r ------- v« r ............. ..

Daressalam

ANGOLA

S U D W E S T
A F R IK A

B O TSW A N A

Windhuk
/  Pretoria

v A — ^  ■
S Ü D -AFRIKA Johannesbur

Lourenco Marnue

en litte ffs 
Women

G ratism uster * PLANTA* Berlin 61

kaner entscheidend in ihrer A rbe it zu­
rückgeworfen, werden die A frikaner ihrer 
Bodenschätze beraubt.

Ein übriges, um die Lage der schwarzen 
Bevölkerung Mozambiques zu verschlech­
tern, tu t die europäische Presse. H ier 
das Beispiel einer „neutralen, unabhän­
g igen“ Zeitung eines „neutralen, unab­
hängigen“ Landes:

Befremdlicher Widerstand

Während man für die politisch motivierte 
Haltung der OAU Länder noch ein gewisses 
Verständnis aufzubringen vermag, obwohl 
sie darauf hinausläuft, den „Brüdern“ in 
Mozambique ein großes Maß an wirtschaft­
licher Entwicklung vorzuenthalten, wirkt das 
entsprechende Verhalten auf europäischer 
Seite befremdlich. Es ist schwer einzusehen,

daß Kreise, die sonst in bezug auf das 
Postulat der Entwicklungshilfe an vorder­
ster Front engagiert sind, sich umgekehrt 
vehement gegen ein Projekt einsetzen, das 
in einem Entwicklungsland Arbeitsplätze 
schafft, allgemein den frischen Wind der 
modernen Technik in zum Teil noch archai­
sche Strukturen wehen läßt und mithin ge­
eignet ist, zur wirtschaftlichen Emanzipation 
der schwarzen Einwohner beizutragen. Das 
Wissen darum, daß Portugal erst in den 
letzten Jahren mit dem zügigen Ausbau der 
Infrastruktur in seinen südafrikanischen Ko­
lonien Angola und Mozambique begonnen 
hat, vermag an einer positiven Beurteilung 
des kühnen Projektes nichts zu ändern.
(Neue Züricher Zeitung vom 21. 6. 1970)

(Die ESG-Nachrichten Nr. 56 vom 23. 10. 
70, eine Sondernummer zum Cabora-Bassa- 
Damm, enthalten eine ausführliche Doku­
mentation zu diesem Thema.)
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Basisarbeit ganz unten
Erstsem ester-Veranstaltungen der Basisgruppen

Vor zwei Jahren wurden an der TH Darm­
stadt d ie  ersten Basisgruppen gegründet, 
bei den E-Technikern, Chemikern und 
Bauingenieuren. Die wesentlichen T rieb­
federn der Basisgruppengründungen wa­
ren politische. W ährend der Massenak­
tionen zur Notstandsgesetzgebung bzw. 
der Springerkampagnen war es offen­
sichtlich, daß politische Hochschulgrup­
pen, wie z. B. der SDS, die studentischen 
Massen zwar zu bestimmten Anlässen zu 

itöh lich en , im Ho-Tschi-M inh-Rhythmus
^ ^ in e n d e n  Demonstranten machen konn­
te ; er konnte die Studenten aber nicht zu 
politischer A rbe it bewegen, d. h. aus 
ihnen — statt Fachidioten oder Nur- 
Hasch-Rauchern — aktive M itarbe ite r für 
die weitere A gita tion an der Hochschule 
machen. Politische Aktionen ließen für 
die meisten Studenten noch kein Inter­
esse für gesellschaftliche Veränderungen 
wach werden. Damit entstand das Kon­
zept der „P olitis ie rung an den unm itte l­
baren Interessen“ , als organisatorischer 
Ausdruck die Basisgruppen.

Die Aufgaben der Basisgruppen sind: 
Prim ärm obilisierung (d. h. M obilisierung 
durch A gita tion in Lehrveranstaltungen) 
und Politisierung der Studenten. Die 
Erstsem esteragitation ist dabei ein sehr 
w ichtiger Teilaspekt. (M it Agita tion ist 
hier gem eint: Politische Aufklärung und 
Aktivierung von Studenten m ittels Flug­
blätter, teach-ins etc.)

^ i e  Studenten in den unteren Semestern
^ P id  noch nicht so stark angepaßt an 
Prüfungs- und Leistungsdruck wie die 
Kommilitonen nach dem Vorexamen. Die 
älteren Studenten sind schon sehr berufs­
fix ie rt; sie glauben sich bereits als zu­
künftigen Akademiker in einem sauberen, 
hellen Vorgesetztenbüro und mit dickem 
G ehalt sehen zu können. Die Agita tion 
der Basisgruppen richtet sich deshalb 
vorwiegend an die jüngeren Semester, 
denn diese sind le ichter ansprechbar.

Übergang zur Hochschule

Beim Obergang von der Schule zur Hoch­
schule glaubt der Neuankommende häu­
fig, von einem Reich der Unfre iheit 
(Schule) in ein Reich der relativen Frei­
he it (Hochschule) zu kommen. H ier müs­
sen die Basisgruppen den Erstsemestern 
ganz klar sagen, daß die irrationalen 
Zwänge, wie sie auf der Schule herr­
schen, auf der Hochschule nicht aufhören 
zu bestehen. Auf die Gefahr einer neuer­
lichen Unterwerfung durch rigorose, ze it­

lich beschränkende Studienpläne und har­
te Auslese in Prüfungen muß deutlich 
hingewiesen werden.
So schickten die Basisgruppen Architek­
tur, Chemie, Mathe/Physik und der Zen­
tra lra t der Lehramtskandidaten vor bzw. 
nach Beginn des Semesters kurze In for­
mationen an die Erstsemester. Es sollten 
Illusionen über Studium und Beruf besei­
t ig t werden durch Schilderung konkreter 
Studiensituationen. G leichzeitig wurde 
auf gesellschaftspolitische Zusammenhän­
ge hingewiesen (z. B. A rchitekt/Ingenieur 
als Erfüllungsgehilfe des Kapitals) und 
zur M itarbe it in den Basisgruppen aufge­
fordert; schließlich wurden in dem Brief 
noch Hinweise auf Studienberatung gege­
ben.

Abfüllung und A lle invertrieb 
von CO CA-CO LA, FANTA und SPRITE 
für die Kreise Darmstadt, Groß-Gerau 
und Dieburg
GETRÄNKEINDUSTRIE DARMSTADT 
HOFFMANN KG
6100 Darmstadt, Holzhofallee 19/21 
Telefon 8 41 41 und 8 20 86

Inform ationsbriefe allein reichen natür­
lich nicht aus, um neuankommende Kom­
m ilitonen fü r eine M itarbe it in den p o li­
tischen Gruppen zu gewinnen. Deshalb 
wurden von fast allen Basisgruppen und 
Fachschaften Erstsemesterversammlungen 
abgehalten. H ier stellten sich jedoch 
Schwierigkeiten ein. Einerseits sollte 
S tudienhilfe gele istet, andererseits agi­
tie rt werden. Die Angst, bei den Basis­
gruppenm itg liedern als „ro te  Spinner“ 
angesehen zu werden, wenn von ihnen 
die W orte „Kap ita lism us“ oder „S ozia lis­
mus“ fielen, war o ft größer als die Ein­
sicht, politische Zusammenhänge disku­
tieren zu müssen. So konnte es Vorkom­
men, daß ein Erstsemester einigen Elek- 
trotechnik-Basisgrupplern vorwarf, nicht 
politisch zu argumentieren.
In der Chemie artete die Versammlung 
in ein Hick-hack zwischen Basisgruppe

und Assistenten aus. Die Bauingenieure 
konnten in ihrer Veranstaltung nur sehr 
langsam ein Gespräch in Gang bringen, 
nachdem die Frage auftauchte, warum 
man überhaupt studiert. Vorher mußten 
sich die Erstsemester von „erfahrenen 
Genossen“ anhören, was fü r großartige 
Erfolge die Basisgruppe hatte, zum Bei­
spiel bei der Abschaffung oder Entschär­
fung von Klausuren. Ähnlich verliefen 
auch die Versammlungen in den anderen 
Fachschaften.

Neue Wege

Einen völlig  anderen W eg beschritt der 
Zentra lrat der Lehramtskandidaten. Er 
veranstaltete neben der Studienberatung 
eine Wochenendtagung, in der über die 
gesellschaftliche Funktion des Lehrers 
und Änderung der derzeitigen Studien­
situation gesprochen wurde. Z iel der Ta­
gung war: Information über Hochschule 
und Hochschulpolitik, Schwierigkeiten 
beim Übergang von der Schule zur Hoch­
schule, Aufbau von Erstsem esterarbeits­
kreisen. Letzteres gelang auch. Es b ilde ­
ten sich drei Semesterbasisgruppen, die, 
unterstützt von Zentra lratsm itgliedern, 
m it der A rbe it bereits begonnen haben. 
Bei den Bauingenieuren und Architekten 
bildeten sich ebenfalls Erstsemesterar­
beitskreise, die sich das Z ie l setzten, die 
übrigen Kom m ilitonen zu agitieren und 
die S tudiensituation zu verändern. In den 
anderen Fachschaften gingen einige 
Erstsemester d irekt zu den bestehenden 
Basisgruppen.
Die bis heute gelaufene Erstsemesteragi­
tation wurde von vielen Gruppen nicht 
konsequent genug vorangetrieben. Sie 
war häufig ungenügend vorbere itet, man 
verließ sich einfach auf seine „lang jäh ri­
ge Erfahrung". Die politischen Positionen 
wurden nur m angelhaft erklärt, wodurch 
die defensive Haltung der neuen Kom m i­
litonen verstärkt wurde. Die Erfahrungen 
zeigen, daß in Zukunft die Erstsemester­
agitation besser koordin iert und vorbe­
re ite t werden muß. Das Z ie l ist, Erstse­
mester fü r M itarbe it in Arbeitskreisen 
und Basisgruppen zu gewinnen. Die po li­
tische Richtung der Gruppen muß deut­
lich herausgestellt werden. Man muß klar 
sagen, daß fü r die Basisgruppen die ge­
werkschaftliche A rbe it (Wahrnehmung der 
studentischen Interessen in den Lehrver­
anstaltungen) nur im Zusammenhang mit 
einer sozialistischen Perspektive zu sehen 
ist.



Rechts, wo das Herz schlägt
Ordinarien gründen „Bund Freiheit der W issenschaft"

Ende Juni trafen sch in Bonn etwa 
100 Mäner des deutschen Volkes: 
Professoren, Dozenten, Assisten­
ten, Journalisten, Unternehmer, 
Parlamentarier. Ihnen gemeinsam 
war der feste Wille, gegen die „Po­
litisierung“ der westdeutschen Uni­
versitäten zu protestieren, den voll­
ständigen Verlust der Autorität der 
Ordinarien in der „sozialen Lei­
stungsgesellschaft“ zu verhindern 
und zu warnen und Maßnahmen 
vorzubereiten gegen die „Macht­
übernahme der Kommunisten“ an 
Westdeutschlands Hochschulen. 
Ernst Nolte, Historiker in Marburg, 
forderte die Gleichgesinnten auf, 
im Herbst einen Bund „Freiheit der 
Wissenschaft“ zu gründen.
Am 18. November trafen sie sich 
wieder zur Gründungsversammlung, 
allerdings in größerer Zahl: Rund 
1500 Freiheitsretter versammel­
ten sich in Bad Godesberg. Die 
vom Gründungskomitee organisier­
te und von der Industrie finanzier­
te Werbekampagne hatte sich ge­
lohnt: In den meisten großen west­
deutschen Zeitungen wurde ganz­
seitig der „Gründungsaufruf“ an­
nonciert. Und auch das ZDF machte 
ausgiebig Propaganda, natürlich 
kostenlos: Denn Intendant Holz- 
amer und Magazin-Moderator G. 
Löwenthal sind Bundesgenossen.

Die hochschulpolitische Situation, in der 
sich der „Bund Freiheit der W issenschaft" 
konstitu iert, w ird von ihm selbst damit ge­
kennzeichnet, daß der alte Gegensatz von 
„K onservativen" und „Reform ern“ über­
holt sei. N icht zuletzt diese — im übrigen 
nicht näher begründete — Behauptung be­
stärkt uns in unserer Auffassung, daß die 
gegenwärtige hochschulpolitische S itua­
tion vie lm ehr dadurch gekennzeichnet ist, 
daß die alten Gegensätze zwischen re­
form w illigen und reform feindlichen K räf­
ten in der Hochschule sich ausgeweitet 
haben zum Gegensatz zwischen Kräften, 
die die W issenschaft großindustriellen 
Profit- und reaktionären Herrschaftsinter- 
essen unterwerfen wollen und solchen, 
die dafür kämpfen, die W issenschaft in 
den D ienst der arbeitenden Bevölkerung

und des sozialen Fortschritts zu stellen.
In einer S ituation, in der der gesell­
schaftspolitische Charakter der Auseinan­
dersetzungen an den Hochschulen immer 
deutlicher zutage tr itt, entlarvt sich der 
Kampfbund also bereits durch sein Selbst­
verständnis als der institu tionalis ie rte  
Versuch, gesellschaftliche Konflik te im 
W issenschaftssektor zu verdunkeln, fo r t­
schrittliche Strömungen an den Hochschu­
len durch Verteufelung als krim inelle M in­
derheiten zu isolieren und damit Manöv­
rierfe ld zu schaffen fü r diejenigen, die die 
w irtschaftliche und politische Macht in 
W estdeutschland besitzen und diese 
Macht noch rigoroser als bisher an den 
Hochschulen durchzusetzen beabsichti­
gen.
Die Aufgabe des Kampfbundes als rech­
ter Sammlungsbewegung, die keine Re­
form er und Konservativen mehr kennt, 
sondern nur noch „W issenschaftle r“ auf 
der einen und fanatische Staatsfeinde auf 
der anderen Seite, lieg t auf der Hand, 
kann aber genauer bestimmt werden vor 
dem H intergrund des gegenwärtigen ge­
sellschaftlichen Kräfteverhältn isses an 
den Hochschulen.
Die Studenten und die anderen an der 
Hochschule beschäftigten Gruppen, die — 
ausgehend vom W iderstand gegen O rd i­
narienw illkür — gegen soziale D iskrim i­
nierungen im Zugangzu wissenschaftlicher 
Ausbildung und für M itbestimmung in a l­
len wesentlichen Fragen der O rganisation 
und des Inhalts von Studium, Lehre und

Bundesgenosse Rüegg

Forschung eintraten, erkannten bald ihren 
eigentlichen Gegner: das Karte ll von 
G roßindustriellen und reaktionären Poli­
tikern, die aus eigenen Profit- und Herr­
schaftsinteressen die herkömmliche O rd i­
narienuniversität ebenfalls zu „re fo rm ie ­
ren“ haben, aber eben m it Zielsetzungen, 
die sich unm itte lbar gegen die arbeitende 
Bevölkerung und die Mehrheit der Hoch­
schulangehörigen richten. Nach dem Inter­
esse dieses Herrschaftskartells bleiben 
breitere Kreise der Jugend vom Zugar^» 
zu wissenschaftlicher B ildung auscj^P

Bundesgenosse Maier

schlossen, indem die Masse der Studen­
ten eine fachidiotische Helotenausbil­
dung erhält, während einer M inderheit 
das Privileg einer wissenschaftlichen E li­
teausbildung bewahrt bleibt. So erhält 
die Mehrheit der Hochschulabsolventen 
gemeinsam mit allen anderen abhängig 
Arbeitenden nicht die Möglichkeit, den 
zukünftigen raschen wissenschaftlich-tech­
nischen Fortschritt aktiv m itgestalten und 
m itbestimmen zu können. Stattdessen 
b le ib t sie O bjekt dieses „F ortschritts “ , 
der von der Herrschaftselite im eigenen 
Interesse vorangetrieben wird.
So w ird die wissenschaftliche Forschung 
nicht fü r lebenswürdige Um weltbedingun­
gen, fü r soziale S icherheit und Auswei­
tung der Rechte der arbeitenden Men­
schen und fü r die Schaffung von Bedin­
gungen eines friedlichen Zusammenle­
bens der Völker eingesetzt, sondern
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BUND
FREIHEIT DER WISSENSCHAFT 

GRÜNDUNGSAUFRUF
In einer Zeit rascher und tiefgreifender Wand­

lungen steht jede politische oder gesellschaftliche 
Institution vor der Frage, wie sie neuen Entwick­
lungen gerecht zu werden vermag. Die Antwort 
auf diese Frage kann aber weder in unkritischer 
Anpassung an Modeströmungen noch im Rück­
griff auf ideologische Heilslehren bestehen, wenn 
eine Institution, Staatsform oder gesellschaftliche 
Ordnung in ihrer Substanz erhalten bleiben soll. 
Wo Ideologien die Oberhand gewinnen, welche 
die Zerstörung des Bestehenden als Voraus­
setzung für die Verwirklichung utopischer Ziele 
betrachten, dient der Ruf nach Reformen nicht 
mehr einer Modernisierung und Steigerung der 
Leistungsfähigkeit der Institution, sondern ihrer 
Lähmung und Vernichtung. Vor einer solchen 
Gefahr stehen heute die Hochschulen in der 
Bundesrepublik. Vor der gleichen Gefahr könnte 
morgen der Staat stehen.

Die zahlreichen unverhüllten Angriffe auf die 
Freiheit der Wissenschaft sind in den letzten 
Jahren auf merkwürdig geringen Widerstand 
gestoßen. Obwohl Verleumdungen, Terror, 
Gewaltanwendung und Rechtsverletzung immer 
üblicher wurden, beschönigte man dies alles als 
eine Folge verzögerter Reformen des Hochschul­
wesens oder einfach als jugendlichen Radikalis­
mus, wie es ihn eh und je gegeben habe. Man 
nahm nicht zur Kenntnis, was die „progressivsten“ 
studentischen Kreise offen erklärten, nämlich, 
daß die Hochschulen für sie ein Manövrierfeld zur 
Vorbereitung des Vernichtungskampfes gegen 
die „spätkapitalistische“ Gesellschaft seien.
Heute tritt die Forderung nach Politisierung der 
Wissenschaft schon mit der Intoleranz auf, die 
man in totalitären Herrschaftssystemen beobachtet. 
Wissenschaft darf nur ergeben, was „gesell­
schaftlich relevant“ ist; aber was „Gesellschaft“ 
und „Relevanz“ bedeuten, wird nicht wissen­
schaftlich untersucht, sondern dogmatisch festge­
setzt.

Es ist ohne Zweifel richtig, daß heute die 
Gesellschaft weit größere Ansprüche an die 
Wissenschaft stellt, als cs früher der Fall war, 
und daß umgekehrt das gesellschaftliche Dasein 
in viel stärkerem Maße von der Wissenschaft 
bestimmt wird als je zuvor. Die Hochschulen 
können also nicht länger von der Vorstellung 
ausgehen, daß sie nur für eine Elite da sind, daß 
eine kleine Anzahl von Ordinarien riesige Einzel- 
gcbietc in Forschung und Lehre verantwortlich 
vertritt, daß die Auswahl der Wissenschaftler 
in Gremien getroffen wird, deren Mitglieder 
einander kaum noch verstehen können. Wenn 
der Begriff „Demokratisierung“ so verstanden 
wird, daß sozial ungerechte Zugangsbeschrän­
kungen beseitigt werden, daß die Lehrkörper 
beträchtlich erweitert und die kleinsten Einheiten 
anders bestimmt werden, so hat er einen guten 
Sinn.

Aber der entscheidende Tatbestand ist, daß 
dieser Prozeß einer notwendigen und unaufhalt­
samen Demokratisierung von einem anderen 
Begriff der Demokratisierung begleitet, überholt 
und verdorben worden ist, der die Wissenschaft 
einem fremden Gesetz unterwirft, dem Gesetz 
der Verpflichtung auf die Parteinahme in einer

angeblichen Weltauseinandersetzung zwischen 
dem Guten und dem Bösen. Selbst wenn dieser 
pseudoreligiöse Impuls nicht mit allen Undurch­
sichtigkeiten einer modernen Jugendbewegung, 
mit unreflektiertem Machtwillen und dem Wunsch 
nach Selbstdarstellung verquickt wäre, würde er 
für die Wissenschaft zerstörend sein, denn sie 
kann nur existieren, solange kein Dogma im 
voraus festlegt, was das Gute und was das Böse ist. 
Daher hat der Marxismus einen legitimen Platz 
an der Hochschule, sofern er sich als selbst­
kritische Methode der Erkenntnis versteht, nicht 
dagegen als fanatischer Anspruch auf Allein­
besitz der Wahrheit oder gar als müitanter 
Aktionismus.

So sieht sich die deutsche Universität heute 
dem umfassenden Angriff ausgesetzt, durch den 
eine Ideologie unter Ausnutzung objektiver 
Zwänge und Schwierigkeiten die angeblich 
„bürgerliche“ Wissenschaft und die angeblich 
bloß „formale“ Demokratie der westlich-parla­
mentarischen Gesellschaftsordnung ihrem Herr- 
schaflsanspruch zu unterwerfen sucht. Die unbe­
grenzte Mitbestimmung der Studenten ist das 
Brecheisen, mit dem die deutsche Universität 
als die schwächste Institution dieser Gesellschaft 
aus den Angeln gehoben werden kann. Das 
Unbehagen der Öffentlichkeit und der staatlichen 
Instanzen angesichts des langsamen Fortschritts 
der „Reformen“ und ihre Hilflosigkeit gegenüber 
dem Tabu-Begriff der Demokratisierung büdeten 
und bilden den Rauchschleier, hinter dem sich 
dieser Vorgang verbirgt

Der Bund Freiheit der Wissenschaft soll ein 
Zusammenschluß derjenigen sein, die sich des 
untrennbaren Zusammenhangs von Freiheit der 
Wissenschaft und freiheitlicher Demokratie 
bewußt sind. Grundvoraussetzung der Freiheit der 
Wissenschaft aber ist, daß ausschließlich Wissen­
schaftler darüber entscheiden, wer als W issen­
schaftler anerkannt wird.

Die wichtigste Forderung des Bundes Freiheit 
der Wissenschaft ist daher die Sicherung der 
staatlich kontrollierten Selbstbestimmung der im 
Zuge der Demokratisierung erweiterten Lehr­
körper in allen Fragen der Wissenschaft und der 
wissenschaftlichen Qualifizierung. Aber eine 
Universität ist keine Akademie. Es versteht sich, 
daß bei der Festsetzung der Anforderungen 
professioneller Qualifizierung die Mitwirkung 
der staatlichen Organe und der betroffenen gesell- 
schafßichen Gruppen von der Sache her not­
wendig ist und daß sich für die Mitwirkung der 
Studenten, vor allem in Fragen der Didaktik und 
der studentischen Arbeitsbedingungen, eine Fülle 
von Möglichkeiten anbietet,

Der Bund Freiheit der Wissenschaft wird in 
einem Augenblick gegründet, in dem der alte 
Gegensatz zwischen „Konservativen“ und 
„Reformern“ in hochschulpolitischen Fragen 
überholt ist, ja er ist ein Ausdruck dieses Tat­
bestandes. Diejenigen, welche die „Kritik“ zur 
Waffe eines Dogmas und die Hochschulreform 
zum Instrument der Verfassungsfeindlichkeit 
machen, haben guten Grund, über Reaktion 
zu schreien. Vernunft ist eine Reaktion gegen 
Unvernunf* Staat eine Reaktion gegen Anarchie,

Wissenschaft eine Reaktion gegen bloße Emotion 
oder prätentiöse Absolutheitsansprüche.

Wir stellen uns gegen die Herrschaft der Phrase. 
Wir werden die Öffentlichkeit darüber aufklären, 
was an den Universitäten wirklich geschieht und 
inwiefern es dabei nicht nur um die Freiheit der 
Wissenschaft, sondern auch um den freiheitlichen 
Staat geht. Wir werden dabei insbesondere die 
jüngeren Wissenschaftler gegen die entwürdigen­
den Abhängigkeiten verteidigen, in die sie zu 
geraten drohen. Wenn Professoren diffamiert und 
ausgesperrt, wenn Assistenten von aufgeregten 
Kollektiven boykottiert, wenn Studenten gegen 
ihren Wißen indoktriniert werden, so werden wir 
Anklage erheben und nach besten Kräften Hilfe 
leisten. Wenn Ausschreibungen auf eine vorher 
bestimmte Person hin vorgenommen, wenn Habi­
litationen um politischer Verdienste willen voll­
zogen, wenn Stellen als Belohnungen für Aktivi­
täten in der „Selbstverwaltung“ vergeben werden, 
wenn Ministerien bereit sind, neugeschaffene 
Professuren ohne Ausschreibung und ohne Hin­
blick auf wissenschaftliche Qualifikation nach 
Gutdünken oder unter Pressionen zu besetzen, 
werden wir nicht schweigen. Die Forschung darf 
weder von ideologisierten Gruppen noch von 
Einzelinteressen noch von der Tagespolitik 
in Pflicht genommen werden; die Forschung soll 
sich aber verstehen als Dienst an der GeseüschafL 
Wir hoffen, daß unser ganzes politisches Leben 
neue Impulse erhalten wird, sobald die Bedeu­
tung und die Gefährlichkeit des unerwarteten 
Angriffs, der an den Hochschulen begonnen hat, 
sich aber nicht auf die Hochschulen beschränkt, 
ins öffentliche Bewußtsein gedrungen sind.

Wir bitten alle Staatsbürger um ihre Unter­
stützung, die nicht tatenlos Zusehen wollen, wenn 
mit der fragilsten seiner Institutionen auch der 
Staat ins Schwanken gerät, der trotz aller seiner 
Schwächen die feste Basis aller künftigen Ent­
wicklungen sein muß.

Der Griindungskongreß findet am 18. No­
vember 1970 in der Stadthalle von Bad Godes­
berg statt. WUlkommen sind aüe Personen, die 
im Sinne dieses Aufrufs an den Geschicken der 
deutschen Universitäten AnteU nehmen. Anmel­
dungen oder Erklärungen werden erbeten an das 
Büro der Wissenschaftlichen Gesellschaft e. V„ 
8000 München 75, Postfach 750913.

Edith Eucken-Erdsiek, Hans Joachim Geisler,
Karl Häuser, Wßhelm Hennis, Gerhard Löwenthal, 
Richard Löwenthal, Hermann Lübbe, Hans Maier, 
Emst Nolle, Heinz-Dietrich Ortlieb,
Konrad Repgen, Walter Rüegg, Horst Sanmann, 
Heinz Sauermann, Erwin K. Scheuch,
Hatto H. Schmitt, Hermann Schmitt-Vockenhausen 
Gerhard Schröder, Gerd Tellenbach,
Friedrich II. Tenbruck, Waldemar Wittmann



Bundesgenosse Lübbe

schwerpunktmäßig in den Dienst der un­
m ittelbaren Profitmaxim ierung, der Herr­
schaftssicherung nach innen und der 
Aggression nach außen (z. B. Kriegs- und 
Vernichtungsforschung) gestellt. 
Angesichts erster geringer Teilerfo lge, 
die die demokratische O pposition an ein­
zelnen Hochschulen (z. B. gelegentlicher 
Einfluß auf die Besetzung von Tutoren- 
und Assistentenstellen) erkämpfen konn­
te, muß die M obilis ierung einer breiten 
Rechtsbewegung auch im Ausbildungs­
sektor zu einer vorrangigen Aufgabe von 
Strauß &. Co. in ihrem Bemühen sein, 
w ieder an die Schalthebel der politischen 
Machtausübung zu gelangen.
Diesen Zweck soll der Bund „F re ihe it der 
W issenschaft" erfüllen, der als reaktio­
näres Sammelbecken im Hochschulsektor 
das Interesse v ie ler Ordinarien an größt­
möglicher Sicherung ihrer Privilegien ver­
schmelzt m it dem Bestreben des Großka­
pitals, sich die Hochschulen gemäß seinen 
Interessen an Maximalprofit, innerer Re­
aktion und äußerer Aggression einzuver­
leiben. Die Gründung des Bundes „F re i­
heit der W issenschaft“ steht som it in der 
Tradition sowohl von Balkes und Dich- 
gans' ultrarechten Formierungsvorstößen 
als auch des M arburger Manifests, der 
Notgemeinschaft fü r eine Freie Universi­
tä t und der Verfassungsklagen gegen 
M itbestimmungsparagraphen in einigen 
Länderhochschulgesetzen.
Die Z ie le dieses Kampfbundes gegen 
Freiheit und gegen W issenschaft werden 
aus dem Gründungsaufruf überdeutlich, 
ohne daß sie dort exp liz it genannt werden. 
Sein Z iel, der Zusammenschluß der Reak­
tion im W issenschaftsbereich, kann nur 
erreicht werden, wenn er den Gegner mit 
Unterstellungen und Diffamierungen be­
kämpft, wenn er prim itivste Ruhe- und 
O rdnungsinstinkte wachruft, wenn er In­
teressengegensätze m it wohlbekannter

Volksgem einschaftideologie vernebelt und 
rationale Auseinandersetzungen in einem 
Brei der Irra tionalitä t erstickt: Wenn der 
M itbestimmungskampf der Studenten zu 
einem Akt der „Zerstörung des Bestehen­
den" erklärt w ird als „Voraussetzung für 
die Verwirklichung utopischer Z ie le “ , b ie­
te t sich natürlich der einzige Reformvor­
schlag der Freiheitskämpfer, die Le i­
stungsfähigkeit der Institutionen zu s te i­
gern, als einzige M öglichkeit an, sich dem 
Z ugriff krim ineller Utopisten zu erweh­
ren. Dabei wird geflissentlich davon ab­
gelenkt, daß die äußere Funktionsfähig­
keit einer Institution nicht notwendig 
steht oder fä llt mit einer bestimmten A uf­
gabe, die sie zu erfüllen, oder einem 
bestimmten Inhalt, den sie zu verm itteln 
hat. Die Mißachtung derartiger ideo log ie­
kritischer Selbstverständlichkeiten mün­

det in prim itive Demogogie, wenn die 
M itbestimmung der Studenten als „B rech­
e isen“ bezeichnet wird, „m it dem die 
deutsche Universität . . . aus den Angeln 
gehoben werden kann“ . W ährend der 
M itbestimmungskampf in W ahrheit darauf 
abzielt, die Institutionen und mithin die 
Hochschulen anderen gesellschaftlichen 
Interessengruppen als bisher dienstbar 
zu machen und dementsprechend auch 
ihre Organisationsformen zu verändern, 
iden tifiz iert der Kampfbund aus w o h lv a ^  
standenen eigenen Interessen jeden 
mokratischen Fortschritt mit Zerstörung 
des Bestehenden und suggeriert damit, 
es gebe keine A lternative zum status 
quo.

Diese Volksverhetzung wird besonders 
subtil immer dann, wenn vor der „P o lit i­
s ie rung“ der W issenschaft gewarnt wird, 
als sei die gegenwärtige W issenschaft 
etwa unpolitisch. Ein Mann wie Hennis, 
der ausdrücklich die Ö ffentlichkeit von 
Forschung bekämpft, um Kriegsforschung 
zu schützen, weiß genau, wie politisch 
W issenschaft in bezug auf ihre Voraus­
setzungen, Inhalte und Auswirkungen ist: 
die Frage, um die es im M itbestim m ungs­
kampf der Studenten geht, heißt nicht 
„po litische oder fre ie  W issenschaft“ , son­
dern „W issenschaft im Herrschaftsinter­
esse einer M inderheit oder im Lebens­
interesse der M ehrheit der Bevölkerung". 
(Aus der Stellungnahme des VdS zur 
Gründung des Bundes „F re ihe it 
W issenschaft“ )

Einige „F re ihe itsbünd le r“ , die bereits bekannt sind durch ihr Engagement ge­
gen eine — auch nur in Ansätzen vorhandene — Demokratisierung der Univer­
sitäten:
Prof. Erwin K. Scheuch — Sprachrohr der rechten Soziologen 
Prof. Hennis — kämpft se it fünf Jahren unerbittlich gegen die D ritte lparitä t 
Friedrich H. Tenbruck — schon lange in ideologischen Diensten des Deutschen 
Industrie Institutes (DII), der Propagandazentrale des Bundesverbandes der 
deutschen Industrie (BDI)
Walter Rüegg — eifrige r Käm pfer gegen das ihm zu progressive HUG, der 
„aus Versehen“ in des Management eines Schweizer Industrieunternehmens 
geraten ist
Prof. Hans Maier — langjähriger Berater der CSU und Strauß-Intimus 
Karl Holzamer (CDU) — Intendant des ZDF und im faschistischen H itler-R e­
gime Nachrichtenoffizier und Frontberichterstatter
Dr. Hermann Schmitt-Vockenhausen (SPD) — hat sich als Planer der N ot­
standsgesetze hervorgetan
Dr. Gerhard Stoltenberg (CDU) - Bundesminister a. D. und ehemals M itg lied
des Vorstandes des Krupp-Konzerns
Dr. Elmar Michel — Vorsitzender der Salamander AG
Leopold Bröker — Präsident der Landeszentralbank Hessen
Franz Ludwig Graf von Stauffenberg — Vorstandsm itg lied der Jungen Union
und D irektionsassistent beim Panzerproduzenten Krauss-Maffei
Heinz Kaufmann — Vorstandsm itg lied der Farbwerke Hoechst



Nacht
V e rfassungsbeschwerde gegen das HUG

(hier: Der Tragödie 6. Teil — 
erste Norm enkontrollklage, zweite Nor- 
menkontrollklage, Darmstädter Manifest, 
B rie f des Präsidiums der Hochschullehrer 
der TH Darmstadt an den Kultusm inister, 
erste Verfassungsbeschwerde, zweite 
Verfassungsbeschwerde)

„Hab nun, ach! Philosophie,
Juristerei und Medizin 
Und le ider auch Theologie 

^u rcha us  studiert, m it heißem Bemühen. 
B a  steh ich nun, ich armer Tor!
IJnd bin so klug als wie z u v o r;..

Diese Sätze des Faust könnten genauso 
von Schultz, reaktionärer O rdinarius für 
Z ivilrecht, W irtschafts- und Arbeitsrecht 
in Darmstadt und ehem aliger Rektor der 
TH, stammen; und selbst die Szenenan­
gaben von Goethe: „In  einem hoch ge­
wölbten, engen gotischen Zimmer. Faust, 
unruhig auf seinem Sessel am Pulte“ 
könnten auf der zweiten Verfassungsklage 
von Dietrich Schultz &. Co. stehen, nur 
fehlen die Hinweise auf Düsterkeit und 
Staub; Staub auf jahrzehntealter G eist­
losigkeit.

Der Tatbestand:
Seitdem sich abzeichnete, daß die Be­
mühungen fortschrittlicher Studenten, 
dem Wrack der Humboldtschen Universi­
tät den Todesstoß zu geben, Folgen ha­
ben könnten, kam es unablässig zu Ver­

buchen einer Reihe von W issenschaftlern, 
B sm  organisiert entgegenzutreten. Es 
sind jene W issenschaftler, die von sich 
selbst glauben, nur „d ie  reine W issen­
schaft und nichts als die W issenschaft“ 
an einer obendrein „fre ien Un iversitä t“ 
zu betreiben. Und sie glauben, sämtliche 
Bemühungen anderer, sie freundlicher­
weise m it der Realität vertraut machen zu 
wollen, hintertre iben zu können. Am An­
fang stand das Marburger M anifest . . . 
den jüngsten Stand der Entwicklung 
kennzeichnet die Gründung des „Bundes 
Freiheit der W issenschaft“ .
Dazwischen lieg t eine ganze Flut von 
Norm enkontrollklagen und Verfassungs­
beschwerden gegen „fo rtschrittliche“ 
Universitätssatzungen oder Universitäts­
gesetze (wobei der Begriff „fo rtsch ritt­
lich“ in diesem Zusammenhang nicht von 
studentischer Seite benutzt wird). O rga­
nisator all jener bundesweiten Unterneh­
mungen der Demokratie durch Gerichts­
urte ile A bh ilfe  zu schaffen, ist Professor 
Klein, Sohn des Eisenbahn-Klein, O rdina­
rius fü r Straßenbau und Eisenbahnwesen 
an der TH Darmstadt. Letzterer wiederum

Bald wieder am Zuge? Ex-Rektor Schultz

gehört zum Trium virat Karl Marguerre, 
Adam Horn und Rudolf Klein, die in 
Darmstadt die erste Norm enkontrollklage 
gegen den dritte lparitätischen Großen 
Senat eingereicht haben. Die Herren 
fühlten sich damals durch die Satzungsre­
form zu Beginn des Jahres 1969 in ihrem 
„Recht" eingeengt, nämlich in dem 
„Recht“ , glauben zu dürfen, A rtike l 5 
Abs. 3 des Grundgesetzes — Kunst und 
W issenschaft, Forschung und Lehre sind 
fre i — sei ein Privatartikel fü r Ordinarien. 
Und so ging es weiter:
Dieser Norm enkontrollklage fo lg te  eine 
weitere von über 60 Darmstädter beam­
teten Professoren gegen die gesamte 
Satzungsreform. Zum Organisator der 
Reaktion in Darmstadt war m ittlerweile 
Dietrich Schultz avanciert, nachdem es 
ihm mißlungen war, gegenüber den Stu­
denten seine eigentlich reaktionäre H al­
tung durch ein fortschrittliches M äntel­
chen zu verdecken. Dem fo lg ten Pam­
phlete gegen die Demokratisierung der 
Hochschule; am Anfang des Jahres 
schließlich eine Verfassungsbeschwerde 
gegen den Passus der Darmstädter Re­
formsatzung, der die D ritte lparitä t in den 
Fakultäten vorsah.
In dieser ersten Verfassungsbeschwerde 
(über die bis heute noch nicht entschie­
den wurde) wollen die Beschwerdeführer 
(72 Professoren der TH Darmstadt) sich 
als Hochschullehrer zum Träger des

Grundrechts auf Freiheit der W issen­
schaft, Forschung und Lehre bestätigt 
wissen. Schon damals wurde von studen­
tischer Seite in einem Artike l des AStA- 
Info 11 vom 11. 2. 70 („Schultz: Karlsruhe 
muß es bringen“ ) festgeste llt:
„B e i Forschungsprojekten, deren Finan­
zierung o ft gigantische Ausmaße an­
nimmt, ist es selbstverständlich eine Illu ­
sion, die Freiheit des einzelnen Forschers 
zu unterstellen. Notwendig hingegen — in 
einer kapitalistischen Gesellschaft a ller­
dings nicht realis ierbar — ist die Indienst- 
nahme der von der Gesellschaft finanzier­
ten Forschung fü r gesellschaftliche Be­
dürfnisse und nicht — w ie gegenwärtig 
in der BRD — fü r Profitm axim ierungs­
interessen der Kap ita listen.“
In dieselbe Richtung, wie die erste, stößt 
auch die zweite Verfassungsklage der 72 
vom 30. 9. 70. Sie wendet sich gegen das 
Hessische Universitätsgesetz (HUG). Man 
sieht zum wiederholten Male den A rtike l 
5 Abs. 3 des Grundgesetzes seinen Ei­
gentümern, den alle inig zur „fre ien  For­
schung“ befähigten Professoren, ent­
rissen; man lam entiert über Gremien, die 
dort zu entscheiden haben, wo doch frü ­
her die eigene W illkü r viel besser ent­
schied. Und man findet eine kurios an- 
mutfende Auslegung des Artike ls 3 Abs. 1 
des Grundgesetzes, der da lautet: „A lle  
Menschen sind vor dem Gesetz g leich.“ 
Denn, so die Verfassungsbeschwerde



m in i-m a rk t

(sinngemäß): Gleich ist nur, wer gleiche 
Q ualifikation, Funktion und Verantwor­
tung hat — ein Professor kann demnach 
nur einem Professor gleich sein. Und 
Gremien der Universität dürfen, um die 
„F re ih e it“ der W issenschaft zu gewähr­
leisten, nur „g le ich “ besetzt sein.
Daß es sich dabei nicht nur um einen 
formalen faux-pas des Gesetzgebers han­
delt, erkennt man am § 6 des HUG:

„A lle  an Forschung und Lehre beteilig ten 
M itg lieder und Angehörigen der Hoch­
schulen haben die gesellschaftlichen Fol­
gen wissenschaftlicher Erkenntnis m it zu 
bedenken. W erden ihnen Ergebnisse der 
Forschung, auch außerhalb des Bereichs 
der Hochschulen, bekannt, die zu begrün­
deten Bedenken Anlaß geben, sind sie 
verpflichtet, darüber öffentlich zu in fo r­
m ieren.“

Da w ird's nämlich, fü r die 72 politisch: 
Denn „W issenschaft hat sich nunmehr als 
,gesellschaftsnützlich‘ oder doch zumin­
dest als nicht ,gesellschaftsschädlich‘ zu 
erweisen. . . Was der Gesellschaft nützt 
und was sie schädigt, sagt das Gesetz 
nicht. Es benennt auch niemanden, der 
darüber verbindlich zu befinden hätte." 
(Begründung der Verfassungsbeschwerde 
vom 30. 9. 1970, S. 7) Die Schlußfolgerung 
der 72 (unter ihnen übrigens auch Pro­
rektor Wissmann, Staatskommissar): 
„Dam it ist jedoch offenkundig eine in­
haltliche Inpflichtnahme der an der Hoch­
schule betriebenen W issenschaft vor­
handen. Denn W issenschaft, Forschung 
und Lehre dürfen nun nicht mehr um 
ihrer selbst w illen betrieben werden, 
wissenschaftliche Erkenntnis darf nicht 
mehr ihren Zweck in sich selbst tragen.“ 
(Begründung der Verfassungsbeschwerde 
vom 30. 9. 1970, S. 7)

Sagte doch Brechts G alileo G alile i: 
„Ich halte dafür, daß das einzige Z iel 
der W issenschaft darin besteht, die Müh­
se ligke it der menschlichen Existenz zu 
erle ichtern.“

Am Lehrstuhl II fü r Z ivilrecht, W irtschafts­
und Arbeitsrecht hört sich das ganz an­
ders an:

. . Heiße Magister, heiße Doktor gar, 
Und ziehe schon an die zehen Jahr 
Herauf, herab und quer und krumm 
Meine Schüler an der Nase herum —“

72 Professoren, umgeben von düsterster 
Nacht.
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Peugeot 404 zum Ausschlachten für DM 
450,— (Verhandlungsbasis) zu verkau­
fen. Maschine gute Kompression, guter 
Anlasser, Lichtmaschine.
W. Engel, 61 Darmstadt, Studenten­
dorf Zi. 405, Tel. 163846.

VW 1300 (Modell 1966), TÜV 2 Jahre, 
überholte Maschine, neue Reifen, neue 
Schonbezüge, SSD, neue Einbrenn­
lackierung; DM 2750,—.
W. Engel, 61 Darmstadt, S tudenten­
dorf Zi. 405, Tel. 163846.

2 Spike-Reifen (5.60/13) fü r Opel m it Fel­
gen günstig abzugeben. 116/01

P2-Opel-Motor 40 000 km gelaufen, e in­
wandfre ier Zustand, mit Anlasser, Licht­
maschine fü r 50,— DM abzugeben. Muß 
aber selbst ausgebaut werden! 116/02

Stereo-Verstärker mit 2x5 W att Ausgangs­
leistung für 60,— DM günstig abzuge­
ben. 116/03

Suche Aschenbecher für Simca 1000, Bj. 
63. 116/05

Gebrauchter Stereo-Tuner
zu kaufen gesucht. M. Feyerabend, Da., 
Alexanderstraße 37/416

Suche gebrauchte „Fick“, Quantentheorie
M. Feyerabend, Da., A lexanderstr. 37/416

Transportprobleme?
Transporte jeder A rt zu jede r Zeit mit 
Ford Transit.
Preise nach Vereinbarung
M. Marsch, Erbacher Straße 10 -

6x6 FANS! Rolleiflex 2,8 F (Zeiss Planar), 
sehr guter Zustand, m it ca. DM 18,— 
auf den neuesten Stand zu bringen 
(Schnittb ild indikator) 4- Rolleikin K le in­
bildeinrichtung -F F ilte r +  Taschen, 
Listenpreis gesamt rund DM 1900,— für 
DM 900,— zu verkaufen. 116/06

Suche zum Frühjahr Zimmer bis 90 Mark, 
möglichst mit fließend W asser; Heizung 
beliebig, möglichst Hochschulnähe. Wo 
wird was fre i?  116/07

Betrifft: mini-markt
Als Leserservice — oder Lebenshilfe — 
drucken wir Kleinanzeigen ab, zu Klein­
preisen. Einheitstarif bis auf weiteres: 
DM — ,50 pro Inserat. Bitte möglichst nicht 
mehr als 10 Zeilen (ca. 400 Schreibma­
schinenanschläge).
Die Anzeigen können unter Chiffre oder 
mit Adresse aufgegeben werden. Für 
Chiffreanzeigen bieten wir unseren ff 
Antwortzettelservice: Absender und Ser­
mon drauf, Chiffrenummer nicht verges­
sen, ausschneiden und in den Hauspost­

briefkasten werfen (am Haupteingang; 
nicht in den gelben, staatlichen, sondern 
in den Holzkasten an der Poststelle!). 
Die Anzeigenmanuskripte sollten in der 
Redaktion abgegeben werden (Mensa- 
Ostflügel, gegenüber dem Auslandsamt); 
dort können auch die Nachfragen in 
Empfang genommen werden. Das alles 
wochentags ab 12.30 (morgens studieren 
wir). M
Die nächste Ausgabe erscheint um d ^  
15. Januar 1971.
Anzeigenschluß ist am 8. Januar 1971.

Absenderangaben: Antwortkarte Minianzeigen

darmstädter
Studentenzeitung

61 Darmstadt 
Hochschulstraße 1

Minimarkt 
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